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Text

1. TEIL: ALLGEMEINER TEIL

1. Hauptstiick
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Anwendungsbereich

8 1. Dieses Bundesgesetz regelt die allgemeinen Bestimmungen, die fur alle Fremden, die sich in
einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt), vor den
Vertretungsbehorden gemal dem 11. Hauptstlick des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. |
Nr. 100, oder einem Verfahren gemall 8 3 Abs. 2 Z 1 bis 6 vor dem Bundesverwaltungsgericht befinden,
gelten. Weitere Verfahrenshestimmungen im Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, und dem
FPG bleiben davon unberiihrt.

Begriffsbestimmungen

82. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein rechtm&Biger Aufenthalt: der Aufenthalt eines
Fremden im Bundesgebiet gemal § 31 Abs. 1 und 4 FPG.

(2) Im Ubrigen gelten die § 2 Abs. 1 Z 1, 2, 8, 10, 11, 13 bis 17, 18, 20 bis 20b, 25 und 27 und
Abs. 2 AsylG 2005 und § 2 Abs.3und 4 Z 1, 2, 2a, 4, 5, 7, 11, 15, 18 und 24 sowie Abs. 5 Z 3 FPG.

2. Hauptstiick
Zustandigkeiten

Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl

83. (1) Behorde im Inland nach diesem Bundesgesetz ist das Bundesamt mit bundesweiter
Zusténdigkeit.

(2) Dem Bundesamt obliegt

1. die Zuerkennung und die Aberkennung des Status des Asylberechtigten und des subsidiar
Schutzberechtigten an Fremde in Osterreich gemal dem AsylG 2005,

2. die Gewéhrung von Aufenthaltstiteln aus beriicksichtigungswirdigen Grinden gemdf dem
AsylG 2005,

3. die Anordnung der Abschiebung, die Feststellung der Duldung und die Vollstreckung von
Ruckflhrungsentscheidungen von EWR-Staaten gemafR dem 7. Hauptstlick des FPG,

4. die Erlassung von aufenthaltsbeendenden MafRnahmen gemé&R dem 8. Hauptstiick des FPG,
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5. die Ausstellung von 6sterreichischen Dokumenten fiir Fremde gem&R dem 11. Hauptstiick des
FPG,

6. die Vorschreibung von Kosten geméaR § 53 und

7. die Fuhrung von Verfahren nach dem Grundversorgungsgesetz — Bund 2005 (GVG-B 2005),
BGBI. Nr. 405/1991, mit Ausnahme von Verwaltungsstrafverfahren.

(3) Das Bundesamt ist zur Vollstreckung der von ihm erlassenen Bescheide sowie der vom
Bundesverwaltungsgericht ausgefertigten Erkenntnisse und Beschliisse in den Angelegenheiten seines
sachlichen Wirkungsbereichs zustandig. Es gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG),
BGBI. Nr. 53/1991. Die in diesem Bundesgesetz, im AsylG 2005 und im FPG eingerdumten besonderen
Zwangsbefugnisse bleiben unberihrt.

Vertretungsbehdrden

8 4. (1) Im Ausland obliegt
1. die Ausstellung, die Einschrankung des Geltungsbereiches, die Versagung und die Entziehung
von Fremdenpassen (8 88 FPG) und Konventionsreisepassen (§ 94 FPG), ausgenommen die
Erstausstellung, sowie
2. die Ausstellung von Rickkehrausweisen flir Staatsangehdrige eines Mitgliedstaates (§ 96 FPG)
den dsterreichischen Vertretungsbehdrden.
(2) Die ortliche Zustandigkeit zur Vornahme von Amtshandlungen geméal Abs. 1 richtet sich im
Ausland, sofern nicht anderes bestimmt ist, nach dem Wohnsitz des Fremden. Auf Weisung des
Bundesministers fiir Europa, Integration und AuBeres kann jede Vertretungsbehdrde tatig werden.

(3) Hat der Fremde einen Wohnsitz im Bundesgebiet, richtet sich die ortliche Zustandigkeit im
Ausland nach dem Aufenthalt des Fremden.

Landespolizeidirektionen

8 5. Der Vollzug der Anhaltung eines Fremden gemaR 8 76 FPG, 8§ 5 VVG oder § 40 und der
Abschiebung eines Fremden gemaR § 46 FPG sowie das zur Verfiigung stellen und die Uberwachung des
gelinderen Mittels geméB § 77 Abs.3 Z1 und 2 FPG obliegt der Landespolizeidirektion, in deren
Sprengel sich der Fremde aufhélt. Fir den Vollzug des Zwangsmittels der Haft gemal § 5 VVG gelten
88 78 und 79 FPG sinngemaR.

Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes

8 6. Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes haben das Bundesamt bei der Erfiillung seiner
Aufgaben, insbesondere durch Wahrnehmung der ihnen gemali 88 36 bis 47 eingerdumten Aufgaben und
Befugnisse, zu unterstiitzen.

Bundesverwaltungsgericht

8 7. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet tiber
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes,
2. Beschwerden gegen Bescheide der Vertretungsbehérden gemal dem 11. Hauptstiick des FPG,

3. Beschwerden gegen MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem
1. Hauptstiick des 2. Teiles des BFA-VG und gemél dem 7. und 8. Hauptstiick des FPG,

4. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes und
5. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers fiir Inneres in Verfahren gemaR 8§ 3 Abs. 2
Z1bis6und4 Abs.1Z1und 2.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der
Verwaltungsgerichtshof einer Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes geméal Abs. 1 stattgegeben hat.

Revision

8 8. Gegen Erkenntnisse oder Beschlusse des Bundesverwaltungsgerichtes uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesamtes steht dem Bundesminister fiir Inneres das Recht zu, beim
Verwaltungsgerichtshof nach Zustellung des Erkenntnisses an das Bundesamt Revision zu erheben.
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3. Hauptstuick
Allgemeine Verfahrensbestimmungen

Schutz des Privat- und Familienlebens

89. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemal 8§52 FPG, eine Anordnung zur
AuBerlandesbringung geméR § 61 FPG, eine Ausweisung geméR § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot
gemdlk § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der
Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend
geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere
zu berticksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des
Fremden rechtswidrig war,

. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,

. die Schutzwiirdigkeit des Privatlebens,

. der Grad der Integration,

. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,

. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

. VerstoRe gegen die o6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei-
und Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem

sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,
9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren
uberlangen Verzdgerungen begriindet ist.

(3) Uber die Zuldssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet,
insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gem&R Abs. 1 auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Rickkehrentscheidung geméR § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht
bloR vorilibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Riickkehrentscheidung gemaR
852 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische
Staatsbiirger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (845 oder 8§51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. |
Nr. 100/2005) verfiigen, unzuléssig wére.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 5, BGBI. | Nr. 56/2018)

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des malgeblichen Sachverhaltes
bereits funf Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtméRig im Bundesgebiet
niedergelassen war, darf mangels eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden
Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener Unterkunft oder wegen der Mdéglichkeit der finanziellen
Belastung einer Gebietskorperschaft eine Riickkehrentscheidung geméR §8§ 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht
erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehdrige glaubhaft macht, die Mittel zu
seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder
eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafligeblichen Sachverhaltes
bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtméRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine
Ruckkehrentscheidung gemal? 8 52 Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen
gemal § 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73 Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.

Handlungsfahigkeit

8 10. (1) Fir den Eintritt der Handlungsfahigkeit in Verfahren vor dem Bundesamt, vor den
Vertretungsbehorden gemélR dem 11. Hauptstiick des FPG und in einem Verfahren gemal 8 3 Abs. 2 Z 1
bis 6 vor dem Bundesverwaltungsgericht ist ungeachtet der Staatsangehorigkeit des Fremden
Osterreichisches Recht mafgeblich.

(2) In Verfahren vor dem Bundesamt und dem Bundesverwaltungsgericht ist jeder Elternteil fur sich
zur Vertretung des Kindes befugt. Widerstreiten die Erklarungen beider Elternteile bei ehelichen Kindern,
ist die zeitlich frihere Erkl&rung relevant; ein Beschwerdeverzicht kann nicht gegen den erklarten Willen
eines Elternteils abgegeben werden. Die Vertretung fiir das uneheliche Kind kommt bei widerstreitenden
Erklarungen der Elternteile der Mutter zu, soweit nicht der Vater alleine mit der Obsorge betraut ist.

~NOo ok, wN
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(3) Ein mindiger Minderjahriger, dessen Interessen von seinem gesetzlichen Vertreter nicht
wahrgenommen werden konnen, ist berechtigt einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen und
einzubringen sowie Verfahrenshandlungen gemal dem 8. Hauptstiick des FPG zu seinem Vorteil zu
setzen. Solche Fremde sind in die Erstaufnahmestelle, Regionaldirektion oder Aulenstelle zu verbringen
(843 BFA-VG). Gesetzlicher Vertreter fur Verfahren vor dem Bundesamt und dem
Bundesverwaltungsgericht ist ab Ankunft in der Erstaufnahmestelle, Regionaldirektion oder Aufenstelle
der Rechtsberater (§ 49), nach Zulassung des Verfahrens und nach Zuweisung an eine Betreuungsstelle
eines Bundeslandes der ortlich zustandige Kinder- und Jugendhilfetrager jenes Bundeslandes, in dem der
Minderjahrige einer Betreuungsstelle zugewiesen wurde. Widerspricht der Rechtsberater (8 49) vor der
ersten Einvernahme im Zulassungsverfahren einer erfolgten Befragung (8 19 Abs. 1 AsylG 2005) eines
mundigen Minderjahrigen, ist diese im Beisein des Rechtsheraters zu wiederholen.

(4) Wird gegen einen Minderjahrigen, dessen Interessen von seinem gesetzlichen Vertreter nicht
wahrgenommen werden kénnen und der einen Antrag auf internationalen Schutz nicht eingebracht hat,
ein Verfahren zur Aufenthaltsbeendigung gemal dem 8. Hauptstiick des FPG eingeleitet, so ist ab diesem
Zeitpunkt  fur alle  weiteren  Verfahrenshandlungen vor dem Bundesamt und dem
Bundesverwaltungsgericht der Kinder- und Jugendhilfetrager, in dessen Sprengel sich der Minderjahrige
aufhalt, gesetzlicher Vertreter.

(5) Entzieht sich der mundige Minderjéhrige dem Verfahren gemaR § 24 Abs. 1 AsylG 2005 oder
lasst sich aus anderen Griinden nach Abs. 3 kein gesetzlicher Vertreter bestimmen, ist der Kinder- und
Jugendhilfetréger, dem die gesetzliche Vertretung zuletzt zukam, gesetzlicher Vertreter bis nach Abs. 3
wieder ein gesetzlicher Vertreter bestimmt wurde. Hatte im bisherigen Verfahren nur der Rechtsberater
(8 49) die gesetzliche Vertretung inne, bleibt dieser gesetzlicher Vertreter, bis die gesetzliche Vertretung
nach Abs. 3 erstmals einem Kinder- und Jugendhilfetrager zufallt.

(6) Ein unmiindiger Minderjahriger, dessen Interessen von seinem gesetzlichen Vertreter nicht
wahrgenommen werden konnen, ist berechtigt einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen sowie
Verfahrenshandlungen gemaR dem 8. Hauptstiick des FPG zu seinem Vorteil zu setzen. Abweichend von
8 17 Abs. 2 AsylG 2005 gilt der Antrag auf internationalen Schutz solcher Fremder als eingebracht, wenn
die Antragstellung im Beisein des Rechtsberaters (§49) in der Erstaufnahmestelle (8 4 BFA-
Einrichtungsgesetz (BFA-G), BGBI. | Nr. 87/2012) , Regionaldirektion oder Aufenstelle (8 2 Abs. 2
BFA-G) bestéatigt wird. Bei einem unmindigen Minderjéhrigen, dessen Interessen von seinen
gesetzlichen Vertretern nicht wahrgenommen werden kdnnen, ist der Rechtsberater ab Ankunft in der
Erstaufnahmestelle, Regionaldirektion oder AulRenstelle gesetzlicher Vertreter. Solche Fremde dirfen nur
im Beisein des Rechtsheraters befragt (§ 19 Abs. 1 AsylG 2005) werden. Im Ubrigen gelten die Abs. 3
und 5.

Beachte fur folgende Bestimmung

Zu Abs. 2: Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte
Zeitpunkt mit einer Verordnung geméaR 8 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt der Abs. 2 in
dieser Fassung weiter (vgl. 8 56 Abs. 13).

Zustellungen

8 11. (1) Die Erstaufnahmestelle, in der sich der Asylwerber befindet oder die Unterkunft oder die
Betreuungseinrichtung des Bundes, in der der Asylwerber oder Fremde versorgt wird, sind Abgabestelle
fiir eine personliche Zustellung nach dem Bundesgesetz Uber die Zustellung behordlicher Dokumente —
ZustG, BGBI. Nr. 200/1982. Eine Kontaktstelle geméaR § 19a Abs. 2 Meldegesetz 1991 (MeldeG), BGBI.
Nr. 9/1992, ist in Verfahren vor dem Bundesamt keine Abgabestelle im Sinne des ZustG.

(2) Ladungen im Zulassungsverfahren sind nur dem Asylwerber persénlich und — soweit eine
Vertretung nach § 10 vorliegt oder es sich um Verfahrenshandlungen handelt, bei denen der Rechtsberater
(8 49) anwesend sein muss — einem Rechtsberater (8§ 49) zuzustellen. Hat der Asylwerber auch einen
gewillkirten Vertreter, ist dieser vom Rechtsberater (§ 49) liber Ladungen und den Stand des Verfahrens
schnellstmdglich zu verstandigen, wenn der Asylwerber dies winscht.

(3) Zustellungen an Fremde kdnnen, soweit sie nicht durch eigene Organe des Bundesamtes oder des
Bundesverwaltungsgerichtes vorgenommen werden, durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
oder durch Organe der Betreuungseinrichtungen des Bundes (§ 1 Z 7 GVG-B) erfolgen. Eine allenfalls
notwendige Hinterlegung hat diesfalls bei der ndchsten Dienststelle der Landespolizeidirektion oder bei
der Betreuungseinrichtung des Bundes zu erfolgen. § 17 Abs. 3 Satz 1 bis 3 ZustG gilt sinngemag.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 4, BGBI. | Nr. 145/2017)
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(5) Ergeht eine Zustellung auf Grund der Angaben des Fremden zu seinem Alter an einen
Rechtsberater (8§ 49) oder Kinder- und Jugendhilfetrdger (8 10) als gesetzlichen Vertreter, so ist diese
auch wirksam bewirkt, wenn der Fremde zum Zeitpunkt der Zustellung volljahrig ist.

(6) Zustellungen an Fremde kénnen durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes auch im Zuge
der Erfillung einer Meldeverpflichtung geméaR § 15a AsylG 2005, 88 56 Abs. 2 Z 2, 71 Abs. 2 Z 2 oder
77 Abs. 3 Z2 FPG oder § 13 Abs. 2 erfolgen. Kommt der Empfénger seiner Meldeverpflichtung nach
Veranlassung der Zustellung nicht nach, ist das Dokument bei der Dienststelle der Landespolizeidirektion
zu hinterlegen. 8 17 Abs. 3 Satz 1 bis 3 ZustG gilt sinngemafl mit der MaRgabe, dass das hinterlegte
Dokument von der Dienststelle der Landespolizeidirektion zur Abholung bereitzuhalten ist. Wurde eine
Verletzung der Meldeverpflichtung dem Bundesamt vor Veranlassung der Zustellung mitgeteilt, ist die
Zustellung durch Hinterlegung ohne vorhergehenden Zustellversuch vorzunehmen, solange der Fremde
seiner Meldeverpflichtung nicht nachgekommen ist. § 23 ZustG gilt sinngem&fR mit der MalRgabe, dass an
die Stelle der zustandigen Geschéftsstelle des Zustelldienstes die Dienststelle der Landespolizeidirektion
tritt und eine Hinterlegung beim Gemeindeamt nicht in Betracht kommt.

(7) Ein Fremder, dessen faktischer Abschiebeschutz aufgehoben wird (§ 12a Abs. 2 AsylG 2005)
oder dem ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt (§ 12a Abs. 1 oder 3 AsylG 2005) und gegen
den eine aufrechte aufenthaltsbeendende MalRnahme durchgesetzt wird, ist nachweislich dariiber zu
belehren, dass er sich fiir Zustellungen eines Zustellbevollméachtigten bedienen kann und dass er dem
Bundesamt auch im Ausland seinen Aufenthaltsort und seine Anschrift bekannt zu geben und
Anderungen so rasch wie moglich zu melden hat (§ 15 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005). Dariiber hinaus ist ihm
die Postanschrift des Bundesamtes und des Bundesverwaltungsgerichtes mitzuteilen. Soweit moglich, ist
ihm ein schriftliches Informationsblatt in einer ihm verstdndlichen Sprache auszufolgen. Zustellungen
haben in diesen Féllen, soweit moglich, an der letzten dem Bundesamt oder dem
Bundesverwaltungsgericht bekannten Zustelladresse zu erfolgen; liegt die Zustelladresse im Ausland, gilt
die Zustellung mit Eintreffen der Entscheidung an dieser Adresse als bewirkt. 8 24 AsylG 2005 gilt.

(8) Hat der Fremde einen Zustellbevollméchtigten, so gilt die Zustellung eines Schubhaftbescheides
auch in dem Zeitpunkt als vollzogen, in dem eine Ausfertigung dem Fremden tatsachlich zugekommen
ist. Die Zustellung einer weiteren Ausfertigung an den Zustellungsbevollméachtigten ist in diesen Fallen
unverziglich zu veranlassen.

(9) Der Drittstaatsangehérige, der einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels beim
Bundesamt gestellt hat, hat dem Bundesamt eine Zustelladresse und im Fall ihrer Anderung wéhrend des
Verfahrens die neue Zustelladresse unverziiglich bekannt zu geben. Ist die persénliche Zustellung einer
Ladung oder einer Verfahrensanordnung zum wiederholten Mal nicht mdglich, ist das Verfahren
einzustellen, wenn der Drittstaatsangehdrige bei Antragstellung Uber diesen Umstand belehrt wurde.

Bescheide

8 12. (1) Die Entscheidungen des Bundesamtes und des Bundesverwaltungsgerichtes haben den
Spruch und die Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Fremdenverstandlichen Sprache oder in einer
Sprache zu enthalten, bei der vernlnftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass er sie versteht.
Eine unrichtige Ubersetzung begriindet lediglich das Recht, unter den Voraussetzungen des § 71 AVG
wiedereingesetzt zu werden.

(2) Wird der Antrag auf internationalen Schutz gemdR §4 AsylG 2005 als unzuldssig
zuriickgewiesen, so sind dem Bescheid des Bundesamtes eine in dieser Sprache gehaltene Ubersetzung
der maRgeblichen Gesetzesbestimmungen und eine auch in der Amtssprache des sicheren Drittstaates
abgefasste Bestatigung beizufligen, dass der Antrag auf internationalen Schutz wegen des im sicheren
Drittstaat bestehenden Schutzes nicht inhaltlich gepruft worden ist und dass der gegen den Bescheid des
Bundesamtes eingebrachten Beschwerde eine aufschiebende Wirkung nicht zuerkannt wurde.

Dolmetschleistungen unter Verwendung technischer Einrichtungen

§ 12a. Wenn einer Einvernahme oder Befragung ein Dolmetscher beizuziehen ist (§ 39a AVG), die
Dolmetschleistung am Ort der Einvernahme aber nicht binnen angemessener Zeit zur Verfligung gestellt
werden kann, so kann die Dolmetschleistung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und
Bildlbertragung erbracht und dokumentiert werden.

Mitwirkung eines Fremden
8§ 13. (1) Der Fremde hat am Verfahren vor dem Bundesamt mitzuwirken.

(2) Verfugt ein Fremder lediglich Gber eine Hauptwohnsitzbestitigung gemal 8 19a MeldeG, so hat
er sich beginnend mit dem ersten Werktag nach Ausstellung der Hauptwohnsitzbestatigung vierzehntatig
bei der, der Kontaktstelle gem&R 8§19a Abs.1 Z2 MeldeG néchstgelegenen Dienststelle einer

www.ris.bka.gv.at Seite 7 von 30



R | S Bundesrecht konsolidiert

Landespolizeidirektion zu melden; dies gilt nicht im Falle einer Verfahrensanordnung gemaR § 15a
Abs. 2 AsylG 2005. Eine Verletzung dieser Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfullung fir
den Fremden nachweislich nicht méglich oder nicht zumutbar war.

(3) Gelingt es dem Fremden nicht, eine behauptete und auf Grund der bisher vorliegenden
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zweifelhafte Minderjéhrigkeit, auf die er sich in einem Verfahren
vor dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht beruft, durch unbedenkliche Urkunden oder
sonstige geeignete und gleichwertige Bescheinigungsmittel nachzuweisen, kann das Bundesamt oder das
Bundesverwaltungsgericht im Rahmen einer multifaktoriellen  Untersuchungsmethodik  zur
Altersdiagnose (8§82 Abs.1 Z 25 AsylG 2005) auch die Vornahme radiologischer Untersuchungen,
insbesondere RoOntgenuntersuchungen, anordnen. Jede Untersuchungsmethode hat mit dem geringst
maglichen Eingriff zu erfolgen. Die Mitwirkung des Fremden an einer radiologischen Untersuchung ist
nicht mit Zwangsmittel durchsetzbar. Bestehen nach der Altersdiagnose weiterhin begriindete Zweifel, so
ist zu Gunsten des Fremden von seiner Minderjahrigkeit auszugehen.

(4) Gelingt es einem Fremden nicht, ein behauptetes Verwandtschaftsverhaltnis, auf das er sich in
einem Verfahren vor dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht oder in einem Verfahren
gemdl 8§35 AsylG 2005 beruft, durch unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete und
gleichwertige  Bescheinigungsmittel nachzuweisen, so hat ihm das Bundesamt oder das
Bundesverwaltungsgericht auf sein Verlangen und auf seine Kosten die Vornahme einer DNA-Analyse
zu ermdglichen. Der Fremde ist Uber diese Mdglichkeit zu belehren. Das mangelnde Verlangen des
Fremden auf Vornahme einer DNA-Analyse ist keine Weigerung des Fremden, an der Kl&rung des
Sachverhaltes mitzuwirken. Im weiteren Verfahren darf nur die Information (ber das
Verwandtschaftsverhaltnis verarbeitet werden; allenfalls darlber hinaus gehende Daten sind zu I6schen.
Das Bundesamt oder das Bundesverwaltungsgericht hat dem Fremden die Kosten der DNA-Analyse auf
Antrag zu erstatten, wenn das behauptete Verwandtschaftsverhaltnis durch das auf der DNA-Analyse
beruhende Gutachten festgestellt wurde und sich der Fremde im Bundesgebiet aufhlt.

(5) Im Rahmen der Beurteilung der Glaubwirdigkeit des Vorbringens eines Fremden ist auf die
Mitwirkung im Verfahren Bedacht zu nehmen.

(6) Ein unbegleiteter miindiger Minderjahriger hat, soweit er auf Grund von nicht in seiner Person
gelegenen Umstanden nicht in der Lage ist, an sémtlichen MaBnahmen zur Suche nach
Familienangehdrigen im Herkunftsstaat, in einem Drittstaat oder Mitgliedstaat, unabhangig davon von
wem diese gefuhrt wird, mitzuwirken und die diesbezliglichen Ergebnisse dem Bundesamt unverziglich
vorzulegen. Die Verpflichtung zur Vorlage der Ergebnisse besteht insoweit nicht, als diese der Behorde
nicht ohnehin zugénglich sind. Diese Mitwirkungspflicht besteht nicht, wenn die Suche nach dem
Familienangehdrigen nicht im Interesse des Kindeswohles gelegen ist. Unbegleitete unmiindige
Minderjahrige sind auf deren Ersuchen von der Behdrde bei der Suche nach deren Familienangehorigen
Zu unterstutzen.

Grundsatze bei der Vollziehung

814. Das Bundesamt, die Landespolizeidirektionen und die Organe des &ffentlichen
Sicherheitsdienstes haben die Art. 2, 3 und 8 EMRK bei der Erflllung ihrer Aufgaben nach diesem
Bundesgesetz, dem AsylG 2005 und dem 7., 8. und 11. Hauptstiick des FPG besonders zu beachten.

4. Hauptstlick

Verfahren vor den Vertretungsbehdrden zur Ausstellung von dsterreichischen
Dokumenten fiir Fremde gemal? dem 11. Hauptstiick des FPG

8 15. (1) In Verfahren vor Vertretungshehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behdrde die
fir die Feststellung des mafgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst
vorzulegen. Die 8§ 13 Abs. 3, 37, 45 Abs. 2 und 3 AVG gelten. Der Antragsteller hat auf Verlangen der
Vertretungsbehorde vor dieser personlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fiir in Osterreich zur berufsmaBigen
Parteienvertretung befugte Personen.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehdrde ist ausschlieflich der Antragsteller.

(3) Entscheidungen gemafR Abs. 1 sind schriftlich in einer Weise auszufertigen, dass der Betroffene
deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem Betroffenen sind die Grinde der 6ffentlichen
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau und
umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Griinde der Sicherheit der Republik Osterreich dieser Mitteilung
entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Begriindung ist auch die Beschwerdeinstanz
anzugeben.
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(4) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Vertretungsbehorde, des Datums der Entscheidung
und der Unterschrift des Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik
Osterreich gesetzt werden, sofern die ldentitat des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die
Zustellung hat durch Ubergabe in der Vertretungsbehdrde oder, soweit die internationale Ubung dies
zuldsst, auf postalischem oder elektronischem Wege zu erfolgen; ist dies nicht mdglich, so ist die
Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der Vertretungsbehérde vorzunehmen.

(5) Fir die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (§ 33 AVG) gelten die Wochenend-
und Feiertagsregelungen des Empfangsstaates.

5. Hauptstiick
Beschwerdeverfahren

Beschwerdefrist und Wirkung von Beschwerden

8 16. (1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid des Bundesamtes in den
Féllen des Abs. 2 und des 8 7 Abs. 2 AsylG 2005, sofern der Status des Asylberechtigten aberkannt und
die Aberkennung mit einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme verbunden wurde, betragt abweichend von
8 7 Abs. 4 erster Satz des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes — VwWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013, zwei
Wochen. Dies gilt nicht, wenn es sich bei dem Fremden im Zeitpunkt der Bescheiderlassung um einen
unbegleiteten Minderjahrigen (8 2 Abs. 1 Z 17 NAG) handelt oder die aufenthaltsbeendende Maflinahme
mit der Feststellung verbunden ist, dass die Zuriickweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung des
Fremden unzul&ssig ist.

(2) Einer Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der
1.ein Antrag auf internationalen Schutz zurlickgewiesen wird und diese mit einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme verbunden ist,
2.ein Antrag auf internationalen Schutz zurlickgewiesen wird und eine durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung bereits besteht oder
3. eine Anordnung zur Aullerlandesbringung gemal § 61 Abs. 1 Z 2 FPG erlassen wird,
sowie einem dieshezlglichen Vorlageantrag kommt die aufschiebende Wirkung nicht zu, es sei denn, sie
wird vom Bundesverwaltungsgericht zuerkannt.

(3) Wird gegen eine zurlickweisende oder abweisende Entscheidung im Familienverfahren geman
dem 4. Abschnitt des 4. Hauptstlickes des AsylG 2005 auch nur von einem betroffenen Familienmitglied
Beschwerde erhoben, gilt diese auch als Beschwerde gegen die die anderen Familienangehdrigen (8 2
Z 22 AsylG 2005) betreffenden Entscheidungen; keine dieser Entscheidungen ist dann der Rechtskraft
zuganglich.

(4) Kommt einer Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf internationalen
Schutz zurlickgewiesen oder abgewiesen wurde, oder mit der eine Anordnung zur Aulerlandesbringung
gemél § 61 Abs. 1 Z 2 FPG erlassen wurde, die aufschiebende Wirkung nicht zu, ist diese durchsetzbar.
Mit der Durchfiihrung der mit einer solchen Entscheidung verbundenen aufenthaltsbeendenden
Malinahme oder der die bereits bestehende Riickkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung ist bis zum
Ende der Rechtsmittelfrist, wird ein Rechtsmittel ergriffen bis zum Ablauf des siebenten Tages ab
Einlangen der Beschwerdevorlage, zuzuwarten. Das Bundesverwaltungsgericht hat das Bundesamt
unverziglich vom Einlangen der Beschwerdevorlage und von der Gewéhrung der aufschiebenden
Wirkung in Kenntnis zu setzen.

(5) Eine Beschwerde gegen eine Entscheidung Uber einen Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels nach dem 7. Hauptstiick des AsylG 2005 oder ein diesbeziiglicher Vorlageantrag
begriindet kein Aufenthalts- oder Bleiberecht. § 58 Abs. 13 AsylG 2005 gilt.

(6) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VwWGVG sind in den Féllen der Abs. 2 bis 4 nicht anwendbar.
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde
8 17. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein
Antrag auf internationalen Schutz zurlickgewiesen wird und
1. diese Zuriickweisung mit einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme verbunden ist oder
2. eine durchsetzbare Rickkehrentscheidung bereits besteht

sowie der Beschwerde gegen eine Anordnung zur AuRerlandesbringung geméR 8 61 Abs.1 Z2 FPG
jeweils binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen durch Beschluss die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurilickweisung,
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Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die aufenthaltsbeendende
MaRnahme lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fur ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. In der Beschwerde gegen den in
der Hauptsache ergangenen Bescheid sind die Griinde, auf die sich die Behauptung des Vorliegens einer
realen Gefahr oder einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit gemai Satz 1 stitzt,
genau zu bezeichnen. § 38 VWGG gilt.

(2) Uber eine Beschwerde gegen eine zuriickweisende Entscheidung nach Abs. 1 oder gegen eine
Anordnung zur AuBerlandesbringung gemé § 61 Abs.1 Z 2 FPG hat das Bundesverwaltungsgericht
binnen acht Wochen zu entscheiden.

(3) Bei der Entscheidung, ob einer Beschwerde gegen eine Anordnung zur Auferlandesbringung die
aufschiebende Wirkung zuerkannt wird, ist auch auf die unionsrechtlichen Grundsétze der Art. 26 Abs. 2
und 27 Abs.1 der Dublin-Verordnung und die Notwendigkeit der effektiven Umsetzung des
Unionsrechtes Bedacht zu nehmen.

(4) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 1 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht
entgegen.

Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde

§18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung 0ber einen Antrag auf

internationalen Schutz kann das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (§ 19) stammt,

2. schwerwiegende Grinde die Annahme rechtfertigen, dass der Asylwerber eine Gefahr fir die
offentliche Sicherheit oder Ordnung darstellt,

3. der Asylwerber das Bundesamt durch falsche Angaben oder Dokumente oder durch
Verschweigen wichtiger Informationen oder durch Zurlickhalten von Dokumenten Uber seine
Identitat oder seine Staatsangehdrigkeit zu tduschen versucht hat,

4. der Asylwerber Verfolgungsgriinde nicht vorgebracht hat,

5.das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den
Tatsachen entspricht,

6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung, eine  durchsetzbare ~ Ausweisung oder ein  durchsetzbares
Aufenthaltsverbot erlassen worden ist, oder

7. der Asylwerber sich weigert, trotz Verpflichtung seine Fingerabdriicke abnehmen zu lassen.

Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt, so ist Abs. 2 auf diese Félle nicht
anwendbar. Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkannt, gilt dies als Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde gegen eine mit der abweisenden Entscheidung Uber einen
Antrag auf internationalen Schutz verbundenen Rickkehrentscheidung.

(2) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine Ruckkehrentscheidung ist vom
Bundesamt abzuerkennen, wenn
1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehdrigen im Interesse der o6ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich ist,
2. der Drittstaatsangehdrige einem Einreiseverbot zuwider in das Bundesgebiet zurlickgekehrt ist
oder
3. Fluchtgefahr besteht.

(3) Bei EWR-Blrgern, Schweizer Birgern und begunstigten Drittstaatsangehorigen kann die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden, wenn deren
sofortige Ausreise oder die sofortige Durchsetzbarkeit im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich ist.

(4) Der Beschwerde gegen eine Ausweisung gemall § 66 FPG darf die aufschiebende Wirkung nicht
aberkannt werden.

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom
Bundesamt aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zuriickweisung,
Zuriickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
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Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wiirde. In der Beschwerde gegen den in der Hauptsache ergangenen Bescheid
sind die Griinde, auf die sich die Behauptung des Vorliegens einer realen Gefahr oder einer ernsthaften
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit gemald Satz 1 stlitzt, genau zu bezeichnen. § 38 VWGG
gilt.

(6) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 5 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht
entgegen.

(7) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG sind in den Fallen der Abs. 1 bis 6 nicht anwendbar.

Sichere Herkunftsstaaten
8§ 19. (1) Sichere Herkunftsstaaten sind die Mitgliedstaaten (§ 2 Abs. 1 Z 18 AsylG 2005).

(2) Wird uber begriindeten Vorschlag eines Drittels der Mitgliedstaaten, des Europdischen
Parlaments oder der Kommission durch den Rat mit einer Mehrheit von vier Fiinftel seiner Mitglieder
festgestellt, dass die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung von in Artikel 6 Abs. 1 EUV
genannten Grundsatzen durch einen Mitgliedstaat besteht (Art. 7 Abs. 1 EUV), ist Beschwerden gegen
Entscheidungen uber Antrdge von Asylwerbern aus diesem Herkunftsstaat die aufschiebende Wirkung
nicht abzuerkennen.

(3) Kommt es — nachdem ein Verfahren nach Art. 7 Abs. 1 EUV eingeleitet worden ist — zu keiner
Feststellung nach Art. 7 Abs. 2 EUV oder werden alle in diesem Zusammenhang verhdngten MaRnahmen
(Art. 7 Abs. 3 EUV) aufgehoben (Art. 7 Abs. 4 EUV), kann Beschwerden gegen Entscheidungen Uber
Antrédge von Asylwerbern aus diesem Herkunftsstaat die aufschiebende Wirkung wieder aberkannt
werden.

(4) Weitere sichere Herkunftsstaaten sind

1. Australien;

2. Island,;

3. Kanada;

4. Liechtenstein;
5. Neuseeland;
6. Norwegen;

7. die Schweiz.

(5) Die Bundesregierung ist erméchtigt, mit VVerordnung festzulegen, dass
1. Beschwerden von Asylwerbern, die aus einem in Abs. 4 genannten Herkunftsstaat stammen, die
aufschiebende Wirkung nicht mehr aberkannt werden kann und

2. andere als in Abs. 4 genannte Staaten als sichere Herkunftsstaaten gelten.
Dabei ist vor allem auf das Bestehen oder Fehlen von staatlicher Verfolgung, Schutz vor privater
Verfolgung und Rechtsschutz gegen erlittene Verletzungen von Menschenrechten Bedacht zu nehmen.
Vorbringen in der Beschwerde
8 20. (1) In einer Beschwerde gegen eine Entscheidung des Bundesamtes diirfen neue Tatsachen und
Beweismittel nur vorgebracht werden,

1. wenn sich der Sachverhalt, der der Entscheidung zu Grunde gelegt wurde, nach der Entscheidung
des Bundesamtes maflgeblich geéndert hat;

2. wenn das Verfahren vor dem Bundesamt mangelhaft war;

3. wenn diese dem Fremden bis zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesamtes nicht zugénglich
waren oder

4. wenn der Fremde nicht in der Lage war, diese vorzubringen.

(2) Uber die Zulassigkeit des Vorbringens neuer Tatsachen und Beweise muss nicht entschieden
werden, wenn diese fur die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes nicht mageblich sind.

(3) Abs. 1 ist auf Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes auf Grund eines Antrages
auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR dem 7. Hauptstiick des AsylG 2005 nicht anzuwenden.
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Beachte fur folgende Bestimmung

Abs. 2b gilt fir Beschwerdeverfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 bereits anhéngig waren, auch
nach dem 31. Mai 2018 weiter (vgl. § 58 Abs. 5).

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

8§ 21. (1) Zu Verhandlungen vor dem Bundesverwaltungsgericht ist das Bundesamt zu laden; diesem
kommt das Recht zu, Antrége und Fragen zu stellen.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt tber Beschwerden gegen Entscheidungen, mit denen ein
Antrag im Zulassungsverfahren zurtickgewiesen wurde, binnen acht Wochen, soweit der Beschwerde die
aufschiebende Wirkung nicht zuerkannt wurde.

(2a) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt binnen drei Monaten (iber Beschwerden gegen
Entscheidungen, mit denen
1. der Status des Asylberechtigten aberkannt wurde (§7 AsylG 2005), ohne den Status des
subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen,

2. der Status des subsididr Schutzberechtigten aberkannt wurde (§ 9 AsylG 2005), oder

3. bei Fremden, deren Aufenthalt im Bundesgebiet gemal § 46a Abs. 1 Z 2 FPG geduldet war, die
Zuldssigkeit der Abschiebung festgestellt wurde.
Diese Frist kann Uberschritten werden, sofern dies zur angemessenen und vollstandigen Priifung der
Beschwerde erforderlich ist. Diesfalls gilt die Entscheidungsfrist nach § 34 Abs. 1 VwWGVG. Abweichend
von Satz 1 erkennt das Bundesverwaltungsgericht binnen zwei Monaten (ber Beschwerden gegen
Entscheidungen, mit denen der Status des Asylberechtigten geméR § 7 Abs. 2 AsylG 2005 aberkannt
wurde, ohne den Status des subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen.

(Anm.: Abs. 2b mit Ablauf des 31.5.2018 auBRer Kraft getreten)

(3) Ist der Beschwerde gegen die Entscheidung des Bundesamtes im Zulassungsverfahren
stattzugeben, ist das Verfahren zugelassen. Der Beschwerde gegen die Entscheidung im
Zulassungsverfahren ist auch stattzugeben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

(4) In Verfahren gegen eine Entscheidung im Flughafenverfahren (8 33 AsylG 2005) hat das
Bundesverwaltungsgericht, wenn der Sachverhalt hinreichend festgestellt wurde oder die Feststellung des
maRgeblichen Sachverhaltes durch das Bundesverwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist, eine Entscheidung in der Sache zu
treffen.

(5) Wird gegen eine aufenthaltsbeendende MaRnahme Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht
erhoben und hélt sich der Fremde zum Zeitpunkt der Erlassung der Beschwerdeentscheidung nicht mehr
im Bundesgebiet auf, so hat das Bundesverwaltungsgericht festzustellen, ob die aufenthaltsbeendende
Malnahme zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmafiig war. War die aufenthaltsbeendende MafRnahme nicht
rechtmaRig, ist die Wiedereinreise unter einem zu gestatten.

(6) Uber Beschwerden gegen Bescheide gemaR §51 FPG, mit denen die Zulassigkeit der
Abschiebung in einen bestimmten Staat festgestellt wurde, ist binnen einer Woche zu entscheiden, es sei
denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.

(6a) Unbeschadet des Abs. 7 kann das Bundesverwaltungsgericht Ober die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde, der diese von Gesetz wegen nicht zukommt (8 17) oder der
diese vom Bundesamt aberkannt wurde (8 18), und Uber Beschwerden gegen zuriickweisende
Entscheidungen im Zulassungsverfahren ohne Abhaltung einer miindlichen Verhandlung entscheiden.

(7) Eine mindliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

Uberpriifung der Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes

8§ 22. (1) Eine Entscheidung des Bundesamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden
aufgehoben wurde (8 12a Abs. 2 AsylG 2005), ist vom Bundesverwaltungsgericht unverziiglich einer
Uberpriifung zu unterziehen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung einer miindlichen Verhandlung zu
entscheiden. § 20 gilt sinngemaR. § 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG ist nicht anzuwenden.

(2) Die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemaR § 12a Abs. 2 AsylG 2005 und eine aufrechte
Rickkehrentscheidung geméR § 52 FPG oder eine Ausweisung geméaR § 66 FPG sind mit der Erlassung
der Entscheidung gemadR §12a Abs.2 AsylG 2005 durchsetzbar. Mit der Durchfuhrung der die
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Rickkehrentscheidung oder Ausweisung umsetzenden Abschiebung gemaR § 46 FPG ist bis zum Ablauf
des dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemédR §22 Abs.10 AsylG 2005 zu Ubermittelnden
Verwaltungsakten bei der zustandigen Gerichtsabteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuzuwarten.
Das Bundesverwaltungsgericht hat das Bundesamt unverziiglich vom Einlangen der Verwaltungsakten
bei der zustandigen Gerichtsabteilung und von der im Rahmen der Uberpriifung gemiR Abs. 1
getroffenen Entscheidung Uber die RechtmdRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes zu
verstandigen.

(3) Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der Uberpriifung
geméR Abs. 1 hat das Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu entscheiden.

Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft

§22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der
Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
3. gegen ihn Schubhaft gem&R dem 8. Hauptstiick des FPG angeordnet wurde.

(1a) Fiir Beschwerden gemaR Abs. 1 gelten die fur Beschwerden gemafR Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG
anwendbaren Bestimmungen des VWGVG mit der MaRgabe, dass belangte Behérde jene Behdrde ist, die
den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung
zuzurechnen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes tber die Fortsetzung der Schubhaft hat
binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hétte vorher geendet. Hat das
Bundesverwaltungsgericht dem Beschwerdefiuhrer gemdl § 13 Abs.3 AVG aufgetragen, innerhalb
bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur
Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist gehemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen,
ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat (berschritten wurde, und
danach alle vier Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die
Verwaltungsakten so rechtzeitig vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur
Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die
Beschwerde als fur den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen,
warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und verhdltnismaRig ist. Das
Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fir die
Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1
bereits eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig.

Beschwerden gegen Bescheide in Verfahren vor den Vertretungsbehdrden zur Ausstellung von
osterreichischen Dokumenten fir Fremde gemaR dem 11. Hauptstiick des FPG

8 22b. (1) Der Beschwerdefuhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer gsterreichischen
Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehdrde vorgelegten
Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlie3en.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne miindliche Verhandlung durchzufuhren. Es dirfen dabei keine
neuen Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehérde und des Bundesverwaltungsgerichtes fur
Dolmetscher und Ubersetzer sowie firr die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind
Barauslagen im Sinn des § 76 AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat (ber die
Vertretungsbehdrde zu erfolgen. § 15 Abs. 4 gilt.
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6. Hauptstuick
Erkennungs- und Ermittlungsdienst

Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 23. (1) Das Bundesamt und das Bundesverwaltungsgericht diirfen personenbezogene Daten nur
verarbeiten, soweit dies zur Erfullung der ihnen tibertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Das Bundesamt und das Bundesverwaltungsgericht diirfen personenbezogene Daten dritter
Personen nur verarbeiten, wenn deren Auswahlbarkeit aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten
nicht vorgesehen ist. Dies steht einer Beauskunftung der Gesamtzahl der diese dritte Person betreffenden
Datensétze samt einem Hinweis auf den jeweiligen Verantwortlichen dieser Verarbeitungen nicht
entgegen, soweit dies nur im Rahmen der Verarbeitung der Daten eines Fremden erfolgt, auf den sich
eine Amtshandlung unmittelbar bezieht.

(3) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz besteht kein
Widerspruchsrecht gemaf Art. 21 DSGVO sowie kein Recht auf Einschrankung der Verarbeitung geméan
Art. 18 DSGVO. Dariiber sind die Betroffenen in geeigneter Weise zu informieren.

(4) Eine Auskunftserteilung gemaB Art. 15 DSGVO zur Verarbeitung personenbezogener Daten

nach diesem Bundesgesetz hat zu unterbleiben, soweit dies
1. zum Schutz der nationalen Sicherheit und Landesverteidigung,

2. zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit,

3. zum Schutz der verfassungsmaRigen Einrichtungen der Republik Osterreich,

4. zum Schutz der Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen oder

5. aus sonstigen wichtigen Zielen des allgemeinen 6ffentlichen Interesses
notwendig und verhaltnisméaRig ist.

(5) Im Falle einer Nichterteilung der Auskunft gem&R Abs.4 hat der Verantwortliche den
Betroffenen schriftlich Uber diese und die dafir maRgeblichen Griinde zu informieren, es sei denn, die
Erteilung dieser Information wirde den in Abs. 4 genannten Zwecken zuwiderlaufen. Diesfalls sind die
fiir die Nichterteilung der Auskunft mafRgeblichen Griinde mit Aktenvermerk festzuhalten.

(6) Nach diesem Bundesgesetz ermittelte Daten sind physisch spatestens zu léschen,

1. wenn dem Betroffenen die Osterreichische Staatsbirgerschaft verliehen wird, sobald die Daten
nicht mehr fur ein Verfahren zur Entziehung eines ihm als Fremdem ausgestellten Dokuments
benotigt werden,

2. wenn dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht der Tod des Betroffenen bekannt
wird und seither funf Jahre verstrichen sind, oder

3. zehn Jahre nach rechtskréftiger Entscheidung eines Verfahrens vor dem Bundesamt oder dem
Bundesverwaltungsgericht oder nach Zuriickziehung, Einstellung oder Gegenstandslosigkeit
eines Antrages. Dies gilt nicht, wenn gegen den Betroffenen ein unbefristetes Einreiseverbot oder
ein unbefristetes Aufenthaltsverbot besteht. Endet die Gultigkeit einer zeitlich befristeten
aufenthaltsbeendenden Malinahme nach dem im ersten Satz genannten Zeitpunkt, sind die Daten
erst mit Ablauf dieser Giltigkeit zu l6schen.

Erkennungsdienstliche Behandlung
8 24. (1) Das Bundesamt ist erméchtigt, einen Fremden, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, zum
Zweck der Feststellung seiner Identitat erkennungsdienstlich zu behandeln, wenn
1. er einen Antrag auf internationalen Schutz stellt,

2. ihm der Status des Asylberechtigten oder subsididar Schutzberechtigten gemaR § 3a AsylG 2005
zuerkannt werden soll,

. ihm ein Aufenthaltstitel gem&R den Bestimmungen des AsylG 2005 erteilt werden soll,
. er sich in Schubhaft befindet,

. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen wurde,

. gegen ihn eine aufenthaltsbeendende MaRnahme erlassen wurde,

. der Verdacht besteht, es sei gegen ihn unter anderem Namen ein noch geltendes Einreise- oder
Aufenthaltsverbot erlassen worden,

. ihm ein Fremdenpass oder ein Konventionsreisepass ausgestellt werden soll, oder
9. die Feststellung seiner Identitat anders nicht moglich ist.
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(2) Die erkennungsdienstliche Behandlung und Personenfeststellung kann auch von Organen des
offentlichen Sicherheitsdienstes durchgefihrt werden. Sie schreiten in diesem Fall fiir das Bundesamt ein.

(3) Die Vertretungsbehdérden sind ermdchtigt, Fremde in den Féllen des Abs.1 Z8
erkennungsdienstlich zu behandeln.

(3a) Zur Durchfuhrung der erkennungsdienstlichen Behandlung dirfen nur geeignete und besonders
geschulte Bedienstete, welche der Verschwiegenheitspflicht unterliegen, erméchtigt werden. Die
erkennungsdienstliche Behandlung hat unter Achtung der Menschenwdirde und mit mdglichster Schonung
der Person zu erfolgen.

(4) Die 8864 Abs. 1 bis 5, 65 Abs. 4 und Abs. 6 sowie 73 Abs. 7 des Sicherheitspolizeigesetzes
(SPG), BGBI. Nr. 566/1991, gelten mit der MalRgabe, dass an die Stelle der Sicherheitsbeh&rden die nach
diesem Bundesgesetz zustandigen Behdrden treten. Eine Personenfeststellung kann in den Féllen des
Abs. 1 Z 1 bis 5 und 8 vorgenommen werden.

Aufforderung zur erkennungsdienstlichen Behandlung

§ 25. (1) Das Bundesamt hat einen Fremden, den es einer erkennungsdienstlichen Behandlung zu
unterziehen hat, dazu aufzufordern und ihn ber den Grund der erkennungsdienstlichen Behandlung zu
informieren. Ihm st ein schriftliches Informationsblatt darliber auszufolgen, das in einer ihm
verstandlichen Sprache oder einer Sprache, bei der verniinftigerweise davon ausgegangen werden kann,
dass er sie versteht, abgefasst ist. Der Betroffene hat an der erkennungsdienstlichen Behandlung
mitzuwirken.

(2) Kommt der Betroffene im Fall des § 24 Abs. 1 Z 4 und 5 der Aufforderung nicht nach, sind die
Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes ermadchtigt, den Betroffenen zur Durchfiihrung der
erkennungsdienstlichen Behandlung vor das Bundesamt oder zu einer vom Bundesamt zu bestimmenden
Dienststelle einer Landespolizeidirektion vorzufiihren; die Anhaltung zu diesem Zweck ist nur solange
zuléssig, als eine erfolgreiche Durchflihrung der erkennungsdienstlichen Behandlung unter Beachtung
von § 78 SPG nicht aussichtslos erscheint.

(3) Kommt der Betroffene auRer in den Fallen des § 24 Abs. 1 Z 8 der Aufforderung nicht nach, ist
ihm, sofern er sich nicht in Haft befindet, die Verpflichtung zur Mitwirkung mit Bescheid aufzuerlegen.
Der Bescheid kann mit einer Ladung (8 19 AVG) zur erkennungsdienstlichen Behandlung verbunden
werden. § 78 SPG qilt.

(4) Erkennungsdienstliche Daten Fremder, die eine Sicherheitsbehtrde nach dem SPG rechtméaRig
verarbeitet, durfen in den Féallen des § 24 Abs. 1 Z 1 bis 8 vom Bundesamt ermittelt werden und nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes weiterverarbeitet werden. Der Fremde ist (ber diese Ermittlung in
einer den Umstanden entsprechenden Art in Kenntnis zu setzen.

Zentrales Fremdenregister

8 26. (1) Der Bundesminister flr Inneres, das Bundesamt, die Vertretungsbehorden, die Behorden
nach dem NAG und die Landespolizeidirektionen sind als gemeinsam Verantwortliche gemall Art. 4 Z 7
in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO ermachtigt, personenbezogene Daten von Fremden (§ 27
Abs. 1) gemeinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene Daten in der
Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen Verantwortlichen zur Verfligung gestellt
wurden (Zentrales Fremdenregister).

(2) Die Erfallung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, L&schungs- und sonstigen
Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO gegeniber dem Betroffenen obliegt jedem
Verantwortlichen nur hinsichtlich jener Daten, die im Zusammenhang mit den von ihm geflihrten
Verfahren oder den von ihm gesetzten MaRBnahmen verarbeitet werden. Nimmt ein Betroffener unter
Nachweis seiner Identitdt ein Recht nach der DSGVO gegeniber einem gemdal dem ersten Satz
unzusténdigen Verantwortlichen wahr, ist er an den zustdndigen Verantwortlichen zu verweisen.

(3) Der Bundesminister fiir Inneres (bt die Funktion des Auftragsverarbeiters gemall Art. 4 Z 8 in
Verbindung mit Art. 28 Abs.1 DSGVO aus. Er ist in dieser Funktion verpflichtet, die
Datenschutzpflichten gemaR Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt,
weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch zu nehmen.

(4) Sind die Voraussetzungen fiir die Speicherung personenbezogener Daten im Zentralen
Fremdenregister weggefallen oder werden diese Daten sonst nicht mehr benétigt, so ist deren weitere
Verarbeitung auf Félle einzuschrédnken, in denen die Richtigkeit einer beabsichtigten anderen
Speicherung geméR Abs. 1 zu kontrollieren ist. Nach Ablauf von zwei Jahren ab Einschrankung der
Verarbeitung sind die Daten auch physisch zu lI6schen.
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(5) Die gemaR Abs. 1 Verantwortlichen sind verpflichtet, unbefristete, im Zentralen Fremdenregister
verarbeitete personenbezogene Daten, die seit sechs Jahren unverandert geblieben sind, daraufhin zu
Uberprifen, ob die Voraussetzungen fiir eine Einschrankung der Verarbeitung dieser Daten gemaR Abs. 4
erster Satz vorliegen. Nach Ablauf weiterer drei Monate ist die Verarbeitung dieser Daten gemaR Abs. 4
erster Satz einzuschranken, es sei denn, der Verantwortliche hétte vorher bestatigt, dass der fir die
Speicherung mafgebliche Grund weiterhin besteht. Ldschungspflichten gem&R 8§ 23 Abs. 6 bleiben
unbertihrt.

(6) Sobald erkennungsdienstliche Daten im Zentralen Fremdenregister verarbeitet werden, sind sie in
der lokalen Anwendung zu léschen.

(7) Fur in dem Zentralen Fremdenregister verarbeitete Daten gilt § 23 Abs. 6.
Datenverarbeitung im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters
827. (1) Im Zentralen Fremdenregister diirfen folgende personenbezogene Daten von Fremden
gemeinsam verarbeitet werden:
1. Namen,
. Geschlecht,
. frihere Namen,
. Geburtsdatum und -ort,
. Wohnanschriften im Bundesgebiet und im Ausland,
. Staatsangehdorigkeit,
. Namen der Eltern,
. Aliasdaten,
. Ausstellungsbehorden, Ausstellungsdaten und Nummern mitgefiihrter Dokumente,

. allfallige Hinweise Uber die Gefahrlichkeit beim Einschreiten einschlieBlich Gesundheitsdaten
(Art. 9 DSGVO), soweit deren Verarbeitung zur Wahrung lebenswichtiger Interessen anderer
notwendig ist,

11. Daten, die flr die Einreise- und Aufenthaltsberechtigung und fiir die Zulassigkeit der Anhaltung

in Schubhaft maBgeblich sind,

12. Fahndungsdaten zur Festnahme nach diesem Bundesgesetz oder dem FPG,

13. Lichtbilder,

14. Papillarlinienabdriicke der Finger,

15. Unterschrift,

16. verbale Beschreibung dulerlicher kdrperlicher Merkmale,

17. Ergebnisse einer multifaktoriellen Untersuchung zur Altersdiagnose,

18. Ergebnisse einer DNA-Analyse zum Nachweis eines Verwandtschaftsverhdltnisses,

19. die Sozialversicherungsnummer,

20. Auflagen, Gebietsbeschrankungen, Anordnungen der Unterkunftnahme oder

Wohnsitzbeschrankungen nach 88 46a Abs. 2, 52a, 56, 57, 71 oder 77 FPG, 88 12 Abs. 2, 15b
oder 15¢ AsylG 2005 und

21. das bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK).

(2) Abfragen aus dem Fremdenregister sind nur zuldssig, wenn der Fremde zumindest nach dem
Namen, einer ihm zugeordneten Zahl, seinem Lichtbild oder einem Papillarlinienabdruck bestimmt wird.
Fur Zwecke des § 32 Abs. 2 dirfen als Anfragekriterium auch Daten zur Gultigkeit von Einreise- und
Aufenthaltstiteln verwendet werden. Soweit nicht ein Papillarlinienabdruck als Auswahlkriterium
verwendet wird, dirfen Papillarlinienabdriicke und die Unterschrift nur beauskunftet werden, wenn dies
eine notwendige Voraussetzung flr die Erfullung einer behérdlichen Aufgabe darstellt.

(3) Personenbezogene Daten dritter Personen dirfen nur verarbeitet werden, wenn deren
Auswahlbarkeit aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten nicht vorgesehen ist. Dies steht einer
Beauskunftung der Gesamtzahl der diese dritte Person betreffenden Datensédtze samt einem Hinweis auf
den jeweiligen Verantwortlichen dieser Verarbeitungen nicht entgegen, soweit dies nur im Rahmen der
Verarbeitung der Daten eines Fremden erfolgt, auf den sich eine Amtshandlung unmittelbar bezieht.

(4) Alphanumerische Daten, Lichtbilder, Papillarlinienabdriicke und Unterschriften sind physisch
getrennt zu verarbeiten.

_ (5) Protokolldaten Uber tatsachlich durchgefiinrte Verarbeitungsvorgange, wie inshesondere
Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen, sind drei Jahre lang aufzubewahren.
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Zentrale Verfahrensdatei

§ 28. (1) Das Bundesamt ist ermdchtigt, die von ihm ermittelten Informationen zum Verfahrensstand
(Verfahrensdaten), insbesondere Uber Antrdge, Entscheidungen, Rechtsmittel, Abschiebungen und
freiwillige Riickkehren, einschlieBlich der fur die Erlassung eines Bescheides geméR § 2 Abs. 1c oder le
GVG-B 2005 erforderlichen Angaben, zu verarbeiten (Zentrale Verfahrensdatei).

(2) Der Bundesminister fiir Inneres bt die Funktion des Auftragsverarbeiters gemal Art. 4 Z 8 in
Verbindung mit Art. 28 Abs.1 DSGVO aus. Er ist in dieser Funktion verpflichtet, die
Datenschutzpflichten gemaR Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt,
weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch zu nehmen.

(3) Das Bundesamt ist ermachtigt, von den Behodrden nach dem NAG sowie von den
Landespolizeidirektionen verarbeitete Verfahrensdaten zu ermitteln, wenn dies zur Erflllung seiner
Aufgaben unbedingt erforderlich ist.

(4) Abfragen aus der Zentralen Verfahrensdatei sind nur zul&ssig, wenn der Fremde zumindest nach
dem Namen, einer ihm zugeordneten Zahl oder einem Papillarlinienabdruck bestimmt wird. Soweit nicht
ein Papillarlinienabdruck als Auswahlkriterium verwendet wird, diirfen Papillarlinienabdriicke und die
Unterschrift nur beauskunftet werden, wenn dies eine notwendige Voraussetzung fur die Erfillung einer
behdrdlichen Aufgabe darstellt.

(5) Fur in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeitete personenbezogene Daten gilt § 23 Abs. 6.
Loschungspflichten nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften bleiben unberihrt.

_ (6) Protokolldaten Uber tatsachlich durchgefiihrte Verarbeitungsvorgdange, wie inshesondere
Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen, sind drei Jahre lang aufzubewahren.

Ubermittlung personenbezogener Daten

829. (1) Die gemadlR 8§27 Abs.1 sowie 28 verarbeiteten personenbezogenen Daten dirfen
folgenden Empféngern Ubermittelt werden, soweit diese sie zur Erfiillung der ihnen Ubertragenen
Aufgaben bendtigen:

1. den Sicherheitsbehorden (8 4 SPG),

. den staatsanwaltschaftlichen Behdrden,

. den Zivil- und Strafgerichten und Justizanstalten,

. den Verwaltungsgerichten der L&nder und dem Bundesverwaltungsgericht,

. dem Amt des Hochkommissirs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge in Osterreich,

5a. der Volksanwaltschaft (Art. 148a ff B-VG),

6. den Vertragsparteien eines Abkommens zur Bestimmung des fir die Prifung eines Asylantrages
oder eines Antrages auf internationalen Schutz zustdndigen Staates oder den Behdrden der
Staaten, die die Dublin-Verordnung anzuwenden haben,

7. den fur die Vollziehung der Genfer Fluchtlingskonvention zustandigen auslandischen Behdrden,
wenn die Feststellung der Identitdt sowie die Asylgewahrung ohne eine Ubermittlung an diese
Behorden nicht mdglich und gewdahrleistet ist, dass solche Daten nicht Behorden jenes Staates
zuganglich werden, in dem der Asylwerber oder der Fliichtling behauptet, Verfolgung beflirchten
zu missen,

8. den Osterreichischen Vertretungsbehdrden,

9. den Behorden nach dem NAG,

10. den Staatsbiirgerschaftsbehérden,

11. den Personenstandsbehdérden,

12. den mit der Vollziehung des Auslanderbeschéftigungsgesetzes betrauten Behdrden,

13. den Finanzstrafbehdrden,

14. den Kinder- und Jugendhilfetrégern,

15. den Rechtsberatern, soweit die Durchfuhrung der Rechtsberatung (88 49 bis 52) noch nicht
geméR 82 Abs.1 Z2 BBU-Errichtungsgesetz von der Bundesagentur fiir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen Gesellschaft mit beschrénkter Haftung wahrgenommen wird,

16. den Rickkehrberatern, soweit die Durchfuhrung der Rickkehrberatung und Rickkehrhilfe
(8 52a) noch nicht gemall §2 Abs.1 Z 3 BBU-Errichtungsgesetz von der Bundesagentur fir
Betreuungs- und  Untersttzungsleistungen ~ Gesellschaft mit  beschrénkter  Haftung
wahrgenommen wird,

17. den Abgabenbehérden,
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18. den Dolmetschern fiir Zwecke der Erbringung einer Dolmetschleistung nach § 123,
19. dem Bundesminister fir Inneres,

20. den mit der systematischen Uberwachung von Abschiebungen (§ 46 Abs. 6 FPG) betrauten
Stellen,

21. der Bundesagentur fir Betreuungs- und Unterstiitzungsleistungen Gesellschaft mit beschrankter
Haftung, soweit diese ihre Aufgaben gemal § 2 Abs. 1 BBU-Errichtungsgesetz wahrnimmt.
Im Ubrigen sind Ubermittlungen nur zulassig, wenn dafiir eine ausdriickliche gesetzliche Erméchtigung
besteht.

(2) Die gemaR § 27 Abs. 1 Z 1 bis 11, 19 und 21 und gemdlR 8§ 28 verarbeiteten personenbezogenen
Daten dirfen folgenden Empfangern Ubermittelt werden, soweit diese sie zur Erfullung der ihnen
Ubertragenen Aufgaben benétigen:

1. Organen des Bundes wund der Lander, die Aufgaben zur Erfillung der
Grundversorgungsvereinbarung vollziehen,

2. dem Arbeitsmarktservice und den mit Betreuung und Integrationshilfe betrauten Einrichtungen
der Gebietskdrperschaften,

. der Osterreichischen Gesundheitskasse und dem Dachverband der Sozialversicherungstrager,

. dem Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuBeres,

. dem Osterreichischen Integrationsfonds, und

6. den fur die Gewahrung von Sozial- oder sonstigen Transferleistungen zusténdigen Stellen.

(3) Die geméR § 27 Abs. 1 Z 1 bis 9, 11 und 21 verarbeiteten personenbezogenen Daten dirfen den

Meldebehdrden ubermittelt werden, soweit diese sie zur Erfillung der ihnen Ubertragenen Aufgaben
bendtigen.

o~ W

Mitteilungspflichten der Behdrden

830. (1) Die Sicherheitsbehérden haben dem Bundesamt die bei ihnen erarbeiteten
erkennungsdienstlichen Daten von Fremden zu Ubermitteln, von denen das Bundesamt im Rahmen einer
erkennungsdienstlichen Behandlung gemé&R § 24 unterschiedliche Daten derselben Art ermittelt hat.

(2) Die Sicherheitsbehdrden haben dem Bundesamt und — soweit ein Beschwerdeverfahren anhangig
ist — dem Bundesverwaltungsgericht den Verdacht der Begehung einer strafbaren Handlung durch
Fremde unter Mitteilung der wesentlichen Umstande mitzuteilen.

(3) Die Vertretungsbehdrden (835 Abs.1 und 2 AsylG 2005) haben dem Bundesamt alle
Amtshandlungen in Bezug auf Personen mitzuteilen, iber die sie Kenntnis von einem im Bundesgebiet
anhangigen Verfahren wegen eines Antrages auf internationalen Schutz haben.

(4) Die Behorden des Bundes, der Léander und Gemeinden, die Geschéaftsstellen des
Arbeitsmarktservice, der Osterreichische Integrationsfonds sowie die Trager der Sozialversicherung, die
rechtméBig Uber Daten verfiigen, sind ermdchtigt und auf Anfrage verpflichtet, diese Daten dem
Bundesamt zu Ubermitteln, sofern dieses die Daten zur Durchfiihrung einer MalRnahme oder eines
Verfahrens vor dem Bundesamt benétigt. Dies gilt auch fir die Ubermittlung von den in § 27 Abs. 1 Z 1
bis 6 und Z 19 genannten Datenarten an den Osterreichischen Integrationsfonds, sofern dieser sie fiir die
Durchfiuhrung von MaRnahmen der Integrationshilfe (§ 68 AsylG 2005) bendtigt. Eine Verweigerung der
Auskunft ist nicht zul&ssig. Die Daten sind unverzlglich zu l6schen, wenn sie fur die Erfullung des
konkreten Zwecks nicht mehr benétigt werden.

(5) Im Fall von Strafverfahren gegen Fremde wegen vorsétzlich begangener Straftaten sowie
Auslieferungs- und Ubergabeverfahren haben
1. das Strafgericht tber die Verhdngung und die Aufhebung der Untersuchungs-, Auslieferungs-
oder Ubergabehaft sowie lber die rechtskraftige Entscheidung im Straf-, Auslieferungs- oder
Ubergabeverfahren unter Anschluss der das Verfahren abschlieRenden Entscheidung,
2. die Staatsanwaltschaft Uber die Einbringung der Anklage, den Ruicktritt von der Verfolgung und
die Einstellung des Ermittlungsverfahrens und
3. die Justizanstalt tiber den Antritt und die Entlassung aus der Freiheitsstrafe
das Bundesamt zum friihestmdglichen Zeitpunkt zu verstdndigen. Nach MaRgabe der technischen
Méglichkeiten hat diese Mitteilung durch elektronische Ubermittlung dieser Daten an das Bundesamt zu
erfolgen (8 15b Abs. 1 StVG). Dem Bundesamt obliegt die Weiterleitung der Information an eine
allenfalls zustdndige weitere Instanz.

(6) Die Staatshirgerschaftsbehérden haben dem Bundesamt die Verleihung der Staatsbiirgerschaft
an einen Fremden sowie den Verlust der Staatsbiirgerschaft gemaR § 26 StbG mitzuteilen.
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(7) Die Personenstandsbehorden haben Antrdge auf EheschlieBung oder auf Begriindung einer
eingetragenen Partnerschaft von Drittstaatsangehdrigen, die nicht begiinstigte Drittstaatsangehdrige sind,
dem Bundesamt mitzuteilen.

(8) Die Bezirksverwaltungsbehdrden haben Antrage auf Namensanderung und die Zivilgerichte
Antrége auf Adoptionen von Fremden dem Bundesamt mitzuteilen.

(9) Die Fuhrerscheinbehérden haben dem Bundesamt die Ausstellung eines Fiihrerscheines an einen
Fremden mitzuteilen.

Verstandigungspflichten

8§ 31. (1) Eine Mitteilung gemaR § 30 Abs. 5 hat das Bundesamt dem Bundesverwaltungsgericht zu
Ubermitteln, soweit das VVerfahren vor diesem anhéangig ist.

(2) Das Bundesamt und in den Fallen der Z 2 das Bundesverwaltungsgericht, wenn das Verfahren
vor diesem anhéngig ist, haben die zustandige Landespolizeidirektion zu verstandigen:
1. von der Verletzung einer Meldeverpflichtung gemaR § 15a AsylG 2005,
2. von der Verletzung einer Meldeverpflichtung geméR 8§ 13 Abs. 2, wenn gegen den Asylwerber
ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme gemaR § 27 AsylG 2005
eingeleitet wurde und

3. von der Begehung einer strafbaren Handlung geméall dem FPG.

(3) Der Bundesminister flr Inneres ist verpflichtet, die Staatsbiirgerschaftsbehdrden Gber auer Kraft
getretene Rickkehrentscheidungen und Aufenthaltsverbote in Kenntnis zu setzen. Dafiir hat er ihnen aus
Anlass einer Einschrankung gemal § 26 Abs. 4 den Grunddatensatz des Fremden und die Daten der aulRer
Kraft getretenen Entscheidung zu tibermitteln.

(4) Angaben im Zusammenhang mit aufenthaltsbeendenden MaRnahmen sind der zustdndigen
Behorde fir die Durchfihrung des Verwaltungsstrafverfahrens nach dem Ausléanderbeschéftigungsgesetz
(AusIBG), BGBI. Nr. 218/1975, (8 28 AusIBG) zur Verfiigung zu stellen.

Zulassigkeit der Verarbeitung der Daten des Zentralen Melderegisters

832. (1) Bei einer dem Bundesamt nach dem Meldegesetz erdffneten Abfrage im Zentralen
Melderegister kann die Auswéhlbarkeit aus der Gesamtmenge aller im Zentralen Melderegister
verarbeiteten Daten neben dem Namen auch nach der Wohnanschrift vorgesehen werden, wenn dies zur
Besorgung der dem Bundesamt Uibertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Der Bundesminister fur Inneres ist erméchtigt, die im Zentralen Melderegister verarbeiteten
Daten Angemeldeter mit den Personendatensédtzen jener Fremden abzugleichen, deren Aufenthaltstitel
nicht mehr langer giltig sind. Besteht trotz abgelaufener Glltigkeit des Aufenthaltstitels eine aufrechte
Anmeldung, hat er davon das Bundesamt zu versténdigen.

(3) Der Bundesminister fir Inneres hat nach einem Jahr nach Aufnahme der in Abs. 2 vorgesehenen
Malnahmen diese einer ZweckmaRigkeitsprifung zu unterziehen und dem Datenschutzrat dartiber zu
berichten.

Internationaler Datenverkehr

§33. (1) Sofern die Bundesregierung gemaR Art. 66 Abs.2 B-VG zum Abschluss von
Staatsvertrdgen ermdchtigt ist, kann sie unter der Voraussetzung, dass Gegenseitigkeit gewéhrt wird,
zwischenstaatliche Vereinbarungen tiber das Ubermitteln von Daten gemaR 88 27 oder 28 an bestimmte
Empfanger abschlieBen. Hierbei ist die Ubermittlung dieser Daten dem Bundesminister fiir Inneres
vorzubehalten und vorzusehen, dass die Loschung Ubermittelter Daten unter denselben inhaltlichen
Voraussetzungen wie im Inland erfolgt und dass Staatsangehdrige der Vertragsstaaten vom
Geltungsbereich dieser Vereinbarungen ausgenommen sind.

(2) Personenbezogene Daten von Fremden, die auf Grund einer gemaB Abs. 1 abgeschlossenen
Vereinbarung aus dem Ausland tGbermittelt wurden, diirfen in der Zentralen Verfahrensdatei (8 28) und
im Zentralen Fremdenregister (8 26) nach Mal3gabe der DSGVO verarbeitet werden.

(3) Die Ubermittlung personenbezogener Daten eines Fremden an den Herkunftsstaat ist gemaR
Art. 49 Abs. 1 lit.d DSGVO zuléssig, soweit es sich um Daten handelt, die zur Beschaffung einer
Bewilligung gemaR § 46 Abs. 2a FPG oder zur Uberpriifung der Erfullung einer Verpflichtung gemaR
8§ 46 Abs. 2 oder 2b FPG erforderlich sind.

(4) Die Ubermittlung personenbezogener Daten eines Asylwerbers an den Herkunftsstaat ist,
unbeschadet Abs. 5, nicht zulassig. Daten, die zur Beschaffung einer Bewilligung gemaR § 46
Abs. 2a FPG oder zur Uberpriifung der Erfallung einer Verpflichtung geméaR § 46 Abs. 2 oder 2b FPG

www.ris.bka.gv.at Seite 19 von 30



R | S Bundesrecht konsolidiert

erforderlich sind, durfen jedoch gemaR Art. 49 Abs. 1 lit. d DSGVO (ibermittelt werden, wenn der Antrag
—wenn auch nicht rechtskraftig — ab- oder zuriickgewiesen worden ist oder dem Asylwerber ein
faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt. Der Umstand, dass ein Antrag auf internationalen Schutz
gestellt wurde, darf bei einer solchen Ubermittlung keinesfalls hervorkommen.

(5) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an den Herkunftsstaat fiir Zwecke der
Sicherheitspolizei und der Strafrechtspflege ist jedoch zuldssig, wenn
1. dieser ein sicherer Herkunftsstaat ist,

2. bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 27 Abs. 3 Z 2 bis 4 AsylG 2005 ein Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme eingeleitet wurde oder

3. der Antrag auf internationalen Schutz — wenn auch nicht rechtskréftig — zurlick- oder sowohl in
Hinblick auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch des Status des subsidiér
Schutzberechtigten abgewiesen wurde.

Der Umstand, dass ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, darf bei einer solchen
Ubermittlung keinesfalls hervorkommen.

2. TEIL: BESONDERER TEIL

1. Hauptstick:
Behdrdenauftrag und Organbefugnisse

1. Abschnitt:
Behordenauftrage

Festnahmeauftrag

§ 34. (1) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden anordnen (Festnahmeauftrag), wenn
dieser

1. Auflagen geméaR 88 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt, oder

2. sich nicht rechtméBig im Bundesgebiet aufhdlt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstiickes des FPG fallt.

(2) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden auch ohne Erlassung eines
Schubhaftbescheides anordnen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die
Voraussetzungen fur die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme vorliegen und

1. der Fremde ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen zugestellten

Ladung, in der dieses Zwangsmittel angedroht war, nicht Folge geleistet hat oder

2. der Aufenthalt des Fremden nicht festgestellt werden konnte.

(3) Ein Festnahmeauftrag kann gegen einen Fremden auch dann erlassen werden,

1. wenn die Voraussetzungen zur Verhdangung der Schubhaft nach § 76 FPG oder zur Anordnung
gelinderer Mittel gemdR § 77 Abs.1 FPG vorliegen und nicht aus anderen Grinden die
Vorfiihrung vor das Bundesamt erfolgt;

2.wenn er seiner Verpflichtung zur Ausreise (8852 Abs.8 und 70 Abs.1 FPG) nicht
nachgekommen ist;

3. wenn gegen den Fremden ein Auftrag zur Abschiebung (8 46 FPG) erlassen werden soll oder

4.wenn eine aufgrund eines Bescheides gemdl 8§46 Abs.2b FPG erlassene
Vollstreckungsverfiigung nicht vollzogen werden konnte oder der Fremde ohne ausreichende
Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen zugestellten Ladung gemaR § 46 Abs. 2b FPG, in
der dieses Zwangsmittel angedroht war, zur Befragung zur Klarung seiner Identitat und Herkunft,
insbesondere zum Zweck der Einholung einer Bewilligung gemaR § 46 Abs. 2a FPG bei der
zustandigen ausléandischen Behdrde durch die Behorde, nicht Folge geleistet hat.

(4) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Asylwerbers anordnen, wenn er sich dem Verfahren
entzogen hat (§ 24 Abs. 1 AsylG 2005).

(5) Der Festnahmeauftrag ergeht in Ausubung verwaltungsbehordlicher Befehlsgewalt; er ist
aktenkundig zu machen. Die Anhaltung auf Grund eines Festnahmeauftrages darf 72 Stunden nicht
Ubersteigen und ist nach Durchfiihrung der erforderlichen Verfahrenshandlungen zu beenden.

(6) In den Féllen der Abs. 1 bis 4 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder binnen der
ndchsten 24 Stunden eine Durchschrift des Festnahmeauftrages zuzustellen.
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(7) Die Anhaltung eines Fremden, gegen den ein Festnahmeauftrag erlassen wurde, ist dem
Bundesamt unverziiglich anzuzeigen. Dieses hat mitzuteilen, ob der Fremde in eine Erstaufnahmestelle
oder Regionaldirektion vorzufiihren ist.

(8) Ein Festnahmeauftrag ist zu widerrufen, wenn

1. das Verfahren zur Zuerkennung des Status des Asylberechtigten eingestellt wurde und die
Fortsetzung des Verfahrens nicht mehr zuléssig ist (§ 24 Abs. 2 AsylG 2005) oder

2. der Asylwerber aus eigenem dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht seinen
Aufenthaltsort bekannt gibt und nicht auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, er werde
sich wieder dem Verfahren entziehen.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 70/2015)

(9) Das Bundesamt hat die Erlassung und den Widerruf eines Festnahmeauftrags den
Landespolizeidirektionen bekannt zu geben.

Durchsuchungsauftrag

8 35. (1) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass sich ein Fremder, gegen den ein
Festnahmeauftrag erlassen worden ist oder Schubhaft verhdngt werden soll, in bestimmten
Raumlichkeiten aufhélt, kann das Bundesamt, sofern es zur Durchsetzung des Festnahmeauftrages oder
zur Vollstreckung des Schubhaftbescheides erforderlich erscheint, den Organen des Offentlichen
Sicherheitsdienstes den Auftrag erteilen, die R&umlichkeiten zu betreten und zu durchsuchen.

(2) Der Auftrag gemall Abs. 1 ergeht in Auslbung verwaltungsbehdrdlicher Befehlsgewalt. Die
erfolgte Durchsuchung ist vom einschreitenden Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes dem
Betroffenen auf Verlangen so bald wie maglich, jedenfalls binnen 24 Stunden, schriftlich zu bestétigen.

Auftrag zur Auswertung von Datentragern

§35a. (1) Das Bundesamt kann die Auswertung von sichergestellten Datentrdgern eines
Asylwerbers anordnen, sofern die Voraussetzungen des 8 39a vorliegen und eine Auswertung nicht
bereits erfolgt ist.

(2) Der Auftrag zur Auswertung von sichergestellten Datentrdgern ergeht in Ausibung
verwaltungsbehdordlicher Befehlsgewalt; er ist aktenkundig zu machen.

2. Abschnitt:
Mitwirkung und Befugnisse der Organe des dffentlichen Sicherheitsdienstes

Identitatsfeststellung

8 36. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung der Identitat einer
Person erméchtigt,
1. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass gegen sie ein Festnahmeauftrag
(8 34) vorliegt oder
2. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirde sich als Fremder auerhalb des
Bereiches aufhalten, auf den ihr Aufenthalt beschrankt ist.

(2) Die Feststellung der Identitdt ist das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums, der
Staatsangehdorigkeit und der Wohnanschrift einer Person in deren Anwesenheit. Sie hat mit der vom
Anlass gebotenen Verlasslichkeit zu erfolgen.

(3) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes haben Personen, deren lIdentitat festgestellt
werden soll, davon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene ist verpflichtet, an der Feststellung seiner
Identitat mitzuwirken und die unmittelbare Durchsetzung der Identitétsfeststellung zu dulden.

Betretungsbefugnis

8 37. (1) Die Organe des oOffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermdchtigt, Grundstiicke, Raume,
Betriebsstatten, Arbeitsstellen sowie Fahrzeuge zu betreten, soweit ein Durchsuchungsauftrag (8 35)
vorliegt und dies zur Durchsetzung dieses Auftrages notwendig ist.

(2) In den Féllen des Abs. 1 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder binnen der
néchsten 24 Stunden eine Bescheinigung tber das Betreten und die Griinde des Betretens zuzustellen.

Durchsuchen von Personen

8§ 38. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der Sicherstellung von
Beweismitteln und Bargeld (8 39) erméchtigt, die Kleidung und die mitgefuhrten Behéltnisse eines
Fremden zu durchsuchen, wenn

www.ris.bka.gv.at Seite 21 von 30



R | S Bundesrecht konsolidiert

1. dieser nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,

2. der Verdacht besteht, dass dieser sich nicht rechtm&Big im Bundesgebiet aufhalt und
Beweismittel bei sich hat, die fir dessen Abschiebung von Bedeutung sind,

3. dieser einen Antrag gemali § 42 Abs. 1 stellt oder

4. dieser einen Antrag auf internationalen Schutz einbringt,
soweit in den Féllen der Z 3 und 4 nicht ausgeschlossen werden kann, dass der Fremde Gegenstande und
Dokumente, die Aufschluss Uber seine Identitdt, seine Staatsangehorigkeit, seine Reiseroute oder seine
Fluchtgrinde geben koénnen, oder Bargeld mit sich fihrt und auch nicht auf Aufforderung vorlegt. Vor
einer Durchsuchung ist der Fremde aufzufordern, alle mitgefiihrten Beweismittel und das mitgefiihrte
Bargeld freiwillig herauszugeben.

(2) Dartber hinaus sind die Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes erméachtigt, die Kleidung
und mitgefuhrten Behaltnisse eines Asylwerbers zu durchsuchen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen
in Verbindung mit einer Einvernahme anzunehmen ist, dass der Asylwerber Dokumente und Gegensténde
mit sich fihrt, zu deren Herausgabe er gemdfl § 15 Abs.1 Z5 AsylG 2005 verpflichtet ist, oder er
Datentrager mit sich fuhrt, die als Beweismittel gemaR § 39 sichergestellt werden sollen, und diese auch
Uber Aufforderung nicht freiwillig heraus gibt.

Sicherstellen von Beweismitteln und Bargeld

839. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind ermdchtigt, Gegenstdnde und
Dokumente, die fur ein Verfahren vor dem Bundesamt oder fir eine Abschiebung geméal § 46 FPG als
Beweismittel ben6tigt werden, vorlaufig sicherzustellen. Im Falle einer Anordnung gemé&R § 43 Abs. 1
sind die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes auch erméchtigt, jenen Teil des mitgefiihrten
Bargeldes, der einen dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrag von 120 Euro oder Euro-Gegenwert,
nicht aber einen Hdochstbetrag von 840 Euro oder Euro-Gegenwert Uberschreitet, sicherzustellen. Wird
Bargeld sichergestellt, so ist der Fremde nachweislich tber die Beitragspflicht, den Anspruch auf
Ausfolgung eines allfalligen Differenzbetrages und das Recht, dessen Feststellung zu beantragen, sowie
die Rechtsfolge des Verfalls geméaR § 2 Abs. 1b bis 1e GVG-B 2005 zu informieren.

(1a) Ist im Rahmen der Sicherstellung von Bargeld in Fremdwéhrung die Ermittlung des Euro-
Gegenwertes oder die Ausfolgung der in Abs. 1 genannten Betrdge flir die Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes mit einem unverhaltnismaRigen Aufwand verbunden, so ist das mitgefiihrte Bargeld
zur Génze sicherzustellen und dem Bundesamt zu (ibermitteln. Das Bundesamt hat dem Fremden den ihm
zu belassenden Betrag sowie einen Uber den Hochstbetrag allenfalls hinausgehenden Restbetrag ohne
unndtigen Aufschub von Amts wegen auszufolgen.

(1b) Ist der Fremde auch fiir einen oder mehrere unterhaltsberechtigte Familienangehtrige
beitragspflichtig (§ 2 Abs. 1b GVG-B 2005), so erhéhen sich die in Abs. 1 genannten Betrége flr diesen
um 100 vH fur jeden unterhaltsberechtigten Familienangehdrigen. Dies gilt hinsichtlich des in Abs. 1
genannten, dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrags nur, wenn dieser nicht bereits im Rahmen
einer Sicherstellung des vom unterhaltsberechtigten Familienangehérigen mitgefiihrten Bargeldes gemaf
Abs. 1 berlcksichtigt wurde. Unterhaltspflichten und Unterhaltsberechtigungen bestimmen sich fir
Zwecke dieses Bundesgesetzes nach dsterreichischem Recht.

(2) Als Beweismittel gelten auch Gegenstdnde oder Dokumente, die im Zuge der Vollziehung einer
Rickkehrentscheidung, einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes, insbesondere zur Erlangung
eines Ersatzreisedokuments fiir die Abschiebung, bendtigt werden.

(3) Uber eine Sicherstellung gemaR Abs. 1 und 1a ist dem Betroffenen eine schriftliche Bestatigung
auszufolgen, aus der, wenn Bargeld sichergestellt wird, die Hohe des sichergestellten Betrages
hervorgehen muss. Die Beweismittel sind dem Bundesamt zu tbergeben und von diesem, sobald sie nicht
mehr flr Verfahren oder fiir eine Abschiebung bendtigt werden, dem Betroffenen zurtickzustellen, es sei
denn, sie wéren nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. Im Falle der Sicherstellung von
Datentrégern sind nicht diese, sondern die Ergebnisse der Auswertung samt Sicherungskopie (8 39a) dem
Bundesamt zu Ubermitteln. Im Falle der Sicherstellung von Bargeld sind dem Bundesamt der
sichergestellte Bargeldbetrag und eine Kopie der dem Asylwerber ausgefolgten Bestatigung zu
Ubermitteln.

Auswertung von Datentragern

8§ 39a. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind ermachtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentrdgern befinden, zum Zweck der Identitatsfeststellung eine Sicherungskopie
herzustellen und diese auszuwerten, wenn ein Fremder einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat und eine Feststellung der Identitat anhand der vorliegenden Beweismittel nicht méglich ist oder ein
Auftrag gemal’ § 35a vorliegt.
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(2) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind ermdchtigt, von Daten, die sich auf
sichergestellten Datentragern befinden, zum Zweck der Bestimmung des fiir die Priifung des Antrages auf
internationalen Schutz zustidndigen Staates eine Sicherungskopie herzustellen und diese auszuwerten,
sofern die Reiseroute des Fremden anhand der vorliegenden Beweismittel nicht festgestellt werden kann
oder ein Auftrag geméaR 8§ 35a vorliegt.

(3) Die Datentréger sind dem Fremden unverzuglich zuriickzustellen, sobald sie fir die Auswertung
nicht mehr erforderlich sind. § 23 gilt.

Festnahme

8 40. (1) Die Organe des oOffentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, einen Fremden zum
Zweck der Vorfiihrung vor das Bundesamt festzunehmen,

1. gegen den ein Festnahmeauftrag (8§ 34) besteht,
2. wenn dieser Auflagen gemdl §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt oder

3. der sich nicht rechtmdRig im Bundesgebiet aufhélt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstiickes des FPG fallt.

(2) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, Asylwerber oder Fremde, die
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, zum Zwecke der Vorfiihrung vor das Bundesamt
festzunehmen, wenn

1. dieser Fremde nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist,

2. gegen diesen eine durchsetzbare — wenn auch nicht rechtskréaftige — aufenthaltsbeendende
Malinahme gemal dem 8. Hauptstiick des FPG erlassen wurde,

3. gegen diesen nach § 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
Mafnahme eingeleitet wurde,

4. gegen diesen vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme gemal dem 8. Hauptstiick des FPG erlassen wurde oder

5. auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen
Behandlung anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels
Zustandigkeit Osterreichs zur Prifung zuriickgewiesen werden wird.

(3) Inden Fallen der Abs. 1 und 2 kann die Festnahme unterbleiben, wenn gewahrleistet ist, dass der
Fremde das Bundesgebiet unverziglich (iber eine AuBengrenze verlasst.

(4) Das Bundesamt ist ohne unnétigen Aufschub Uber die erfolgte Festnahme zu versténdigen. Die
Anhaltung eines Fremden ist in den Fallen der Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 2 bis zu 48 Stunden und in den
Fallen des Abs. 1 Z 1 bis zu 72 Stunden zulassig; dartiber hinaus ist Freiheitsentziehung nur geméaR 8§ 77
Abs. 5 FPG oder in Schubhaft gemd § 76 FPG moglich. Dem festgenommenen Fremden ist die
Vornahme der Festnahme Uber sein Verlangen schriftlich zu bestétigen.

(5) Stellt ein Fremder wéhrend einer Anhaltung auf Grund eines Festnahmeauftrags gemal § 34
Abs. 3 Z1 oder 3 einen Antrag auf internationalen Schutz, kann diese aufrechterhalten werden, wenn
Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzégerung der Vollstreckung einer
aufenthaltsbeendenden MafRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1
gelten dabei sinngemaR.

(6) Wahrend der Zuléssigkeit der Sicherung der Zurlickweisung im Flughafenverfahren sind die
Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes erméchtigt, zu verhindern, dass ein zuriickgewiesener
Asylwerber in das Bundesgebiet einreist, soweit es ihm nicht gestattet ist.

Rechte des Festgenommenen

841. (1) Jeder gem&R 8 40 Abs. 1 und 2 Festgenommene ist ehestens in einer ihm verstandlichen
Sprache Uber die Griinde seiner Festnahme zu unterrichten.

(2) Auf Verlangen eines solchen Festgenommenen ist die konsularische Vertretung seines
Heimatstaates unverziiglich von seiner Anhaltung zu unterrichten. 8 36 Abs. 4 VStG und § 47 SPG
gelten.

Antragstellung bei einer Sicherheitsbehdrde oder bei Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes,
Befragung und Befugnis zur erkennungsdienstlichen Behandlung

8 42. (1) Stellt ein Fremder einen Antrag auf internationalen Schutz bei einer Sicherheitsbehérde
oder einem Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes, haben die Organe des &ffentlichen
Sicherheitsdienstes eine erste Befragung gemal § 19 Abs. 1 AsylG 2005 durchzufiihren und den Fremden
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erkennungsdienstlich zu behandeln, sofern dies nicht bereits erfolgt ist und dieser das 14. Lebensjahr
vollendet hat.

(2) Nach Durchfuhrung der in Abs. 1 genannten MalRnahmen haben die Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes dem Bundesamt das Protokoll der Befragung sowie einen Bericht, aus dem sich Zeit,
Ort und Umsténde der Antragstellung, Angaben Uber Hinweise auf die Staatsangehdrigkeit und die
Reiseroute, inshesondere den Ort des Grenziibertritts, sowie das Ergebnis der erkennungsdienstlichen
Behandlung (Abs. 1) und gegebenenfalls einer Durchsuchung (8 38) ergeben, zu Ubermitteln und eine
Anordnung zur weiteren VVorgangsweise beim Bundesamt einzuholen.

Anordnung zur weiteren Vorgangsweise
8 43. (1) Das Bundesamt hat auf Basis der gemal § 42 ubermittelten Information unverziglich
anzuordnen, dass
1.im Falle eines zum Aufenthalt berechtigten Fremden dieser aufzufordern ist, sich binnen
vierzehn Tagen in einer Erstaufnahmestelle oder Regionaldirektion einzufinden oder
2. im Falle eines nicht zum Aufenthalt berechtigten Fremden
a. dieser zur weiteren Verfahrensfiihrung einer Erstaufnahmestelle, einer Regionaldirektion oder
einer AuBenstelle vorzufiihren ist oder

b. sofern die Vorfuhrung zur weiteren Verfahrensfiihrung nicht erforderlich ist, diesem die
kostenlose Anreise in eine bestimmte Betreuungseinrichtung des Bundes zu ermdglichen ist;
daruiber ist der Fremde in geeigneter Weise zu informieren. § 2 Abs. 1la GVG-B 2005 gilt
sinngeman.

(2) Das Bundesamt kann von einer Anordnung gemafR Abs. 1 Z 1 oder 2 absehen, wenn
1. der betreffende Fremde in Schub-, Straf-, Untersuchungs-, oder einer sonstigen Haft angehalten
wird oder
2. auf Grund besonderer, nicht vorhersehbarer Umstande die Versorgung des Asylwerbers in einer
Betreuungseinrichtung des Bundes nicht maglich ist.
Sonstige Vorflihrungen

8 44. Wird ein Fremder — aus welchem Grund auch immer — angehalten, ist er dem Bundesamt oder
dem Bundesverwaltungsgericht auf dessen Ersuchen vorzufuhren. Die Anhaltung, insbesondere eine
Schubhaft, wird durch die Vorfilhrung nicht unterbrochen.

Befugnisse der Organe der Landespolizeidirektionen

845. (1) Der Landespolizeidirektor kann Bedienstete, die nicht Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes sind, zur Auslibung von nach 88 38,39 und 42 vorgesehener Befehls- und
Zwangsgewalt erméachtigen, sofern diese daflir geeignet und besonders geschult sind.

(2) Die Befugnisse der 8838,39 und 42 stehen auch dazu ermé&chtigten Organen der
Landespolizeidirektionen (Abs. 1) zu. Fur diese Organe gilt die Verordnung des Bundesministers fur
Inneres, mit der Richtlinien fiir das Einschreiten der Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes erlassen
werden — RLV, BGBI. Nr. 266/1993. § 47 Abs. 2 gilt fur diese Organe sinngemag.

Abnahme von Karten
8 46. Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes und die Sicherheitshehorden (§ 4 SPG) sind
ermachtigt, Karten gemal §8 50 bis 52 AsylG 2005 jedermann abzunehmen, wenn
1. die Karten entzogen wurden (8 53 Abs. 1 AsylG 2005);
2. diese zurlckzustellen sind (8§ 53 Abs. 2 AsylG 2005) oder

3. diese von Personen, fur die die Karten nicht ausgestellt wurden, innegehabt werden, es sei denn,
es handelt sich um gesetzliche Vertreter von Minderjéhrigen.

Abgenommene Karten sind dem Bundesamt vorzulegen.
Austibung unmittelbarer Zwangsgewalt

8 47. (1) Zur Durchsetzung der Befugnisse nach diesem Hauptstuck sind die Organe des ¢ffentlichen
Sicherheitsdienstes zur Auslibung von unmittelbarer Zwangsgewalt ermdchtigt; die Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes haben den Betroffenen die Austibung unmittelbarer Zwangsgewalt
anzudrohen und anzukiindigen. Sie haben deren Ausiibung zu beenden, sobald der angestrebte Erfolg
erreicht wurde, sich zeigt, dass er auf diesem Wege nicht erreicht werden kann oder der angestrebte
Erfolg auBer Verhéltnis zu dem flr die Durchsetzung erforderlichen Eingriff steht. Eine Gefahrdung des
Lebens oder eine nachhaltige Geféhrdung der Gesundheit ist jedenfalls unzuléssig.

www.ris.bka.gv.at Seite 24 von 30



R | S Bundesrecht konsolidiert

(2) Waére zur Durchsetzung einer Befugnis geméaR ,,§§ 38 Abs.1 Z 3 und 4 und Abs. 2, 39 Abs. 1
sowie 42 Abs.1 die Uberwindung eines Widerstands des Betroffenen erforderlich, haben die
erméchtigten Organe des Bundesamtes (82 Abs.5 BFA-G) ein Organ des offentlichen
Sicherheitsdienstes um die Vornahme der Amtshandlung zu ersuchen.

Beachte fur folgende Bestimmung

Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer
Verordnung gemal$ § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt diese Fassung weiter (vgl. § 56
Abs. 13).

2. Hauptstuick
Rechtsberatung

Anforderungsprofil fiir Rechtsberater und juristische Personen

8§ 48. (1) Rechtsberater haben nachzuweisen:
1. den erfolgreichen Abschluss eines rechtswissenschaftlichen Studiums,
2. den erfolgreichen Abschluss eines Studiums mit vierjahriger Mindestdauer, einschlieBlich einer
dreijahrigen durchgehenden Tatigkeit im Bereich des Fremdenrechtes oder
3. eine mindestens funfjahrige durchgehende Tétigkeit im Bereich des Fremdenrechtes.
(2) Rechtsberater sind unabhéngig und haben ihre Aufgaben weisungsfrei wahrzunehmen. Sie haben

ihre Beratungstatigkeit objektiv und nach bestem Wissen durchzufiihren und sind in Wahrnehmung ihrer
Aufgaben zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet.

(3) Ein Rechtsberater hat wéahrend der Dauer seines Vertragsverhaltnisses Gewahr flr seine
Verlésslichkeit zu bieten und sich jeglichen Verhaltens zu enthalten, das geeignet ist
1. die gewissenhafte Wahrnehmung seiner Aufgaben hintanzuhalten,

2. den Eindruck einer seinen Aufgaben widersprechenden Wahrnehmung seiner Pflichten zu
erwecken oder

3. die Amtsverschwiegenheit zu gefahrden.

(4) Die Auswahl der Rechtsberater gemal? 88 49 bis 51 obliegt dem Bundesminister fir Inneres, die
Auswahl der Rechtsberater gemaRi § 52 obliegt dem Bundeskanzler.

(5) Die Dauer des jeweiligen Rechtsberatungsverhaltnisses richtet sich nach dem mit dem
Bundesminister fiir Inneres oder dem Bundeskanzler abzuschlieRenden Vertrag. Eine Wiederbestellung
als Rechtsberater begriindet kein unbefristetes Vertragsverhéltnis. Begeht ein Rechtsberater wiederholt
und beharrlich Verletzungen seiner Pflichten, kann sein Vertrag mit sofortiger Wirkung gekindigt
werden.

(6) Der Bundesminister fir Inneres und der Bundeskanzler kdnnen auch jeweils juristische Personen
mit der Besorgung der Rechtsberatung gemaR 88 49 bis 52 betrauen.
(7) Die Betrauung ist nur zuldssig, wenn die juristische Person insbesondere
1. Uber eine ausreichende Anzahl an Rechtsberatern zur flachendeckenden Rechtsberatung im
Bundesgebiet verfigt,
2. auf eine ausreichende Anzahl an Dolmetschern zur Unterstiitzung der Rechtsberatung zugreifen
kann,
3. regelméBige FortbildungsmalRnahmen fur die von ihr beschaftigten Rechtsberater gewéhrleistet,
4. Uber die notwendigen Geld- und Sachmittel verfiigt, die eine flachendeckende Rechtsberatung
und Dolmetschleistung im Bundesgebiet sicherstellen und
5.Uber die organisatorischen  Mdoglichkeiten  verfigt, die notwendig sind, ein
Rechtsberatungssystem zu administrieren.
Bei der Betrauung ist darauf zu achten, dass auszuwéhlende juristische Personen fir eine
ordnungsgemaRe Erfullung ihrer Aufgaben Gewéhr bieten, insbesondere auf Grund ihrer entsprechenden
Tatigkeitsfelder sowie ihrer finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit.

(8) Die juristische Person hat nur solche Rechtsherater zu beschéftigen, die die Voraussetzungen
geméR Abs. 1, 2 und 3 erfiillen und ist ihre Anstellung unverziiglich an die, die juristische Person
betrauende Stelle zu melden.
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(9) Der Bundesminister fir Inneres und der Bundeskanzler kénnen die Betrauung einzelner
juristischer Personen mit sofortiger Wirkung aufheben und die damit erteilten Befugnisse widerrufen,
wenn die juristische Person eine Voraussetzung gemaR Abs. 7 nicht mehr erfillt oder ein von ihr mit der
Durchfihrung der Rechtsberatung oder beratenden Unterstiitzung Beauftragter wiederholte und
beharrliche Pflichtverletzungen begeht. In diesen Féllen stehen der juristischen Person keinerlei
Anspriiche gegen den Bund zu, die tber die Entschadigung fiir abgeschlossene Beratungen hinausgehen.

Rechtsberatung im Zulassungsverfahren vor dem Bundesamt

8 49. (1) Im Zulassungsverfahren ist einem Asylwerber kostenlos ein Rechtsberater amtswegig zur
Seite zu stellen.

(2) Rechtsberater haben Asylwerber vor jeder einer Mitteilung nach §29 Abs.3 Z3 bis 6
AsylG 2005 folgenden Einvernahme im Zulassungsverfahren tiber ihr Asylverfahren und ihre Aussichten
auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zu beraten; ihnen
sind zu diesem Zweck bei Bedarf vom Bundesamt Dolmetscher beizugeben und das bisherige
Ermittlungsergebnis im gesamten Umfang zur Verfligung zu stellen. Rechtsberater sind verpflichtet, an
allen Einvernahmen zur Wahrung des Parteiengeh6rs im Zulassungsverfahren teilzunehmen.

(3) Bei unbegleiteten minderjahrigen Asylwerbern hat der Rechtsberater als gesetzlicher Vertreter im
Zulassungsverfahren bei jeder Befragung und bei jeder Einvernahme teilzunehmen.

(4) Das Bundesamt legt flir jede Erstaufnahmestelle die Zustandigkeit der Rechtsberater je nach
Einbringung des Antrages fest. Solange auf Grund von Malnahmen, die zur Verhinderung der
Verbreitung von COVID-19 getroffen werden, die Bewegungsfreiheit oder der zwischenmenschliche
Kontakt eingeschrankt ist, kann das Bundesamt daruber hinaus fir Regionaldirektionen und AuRenstellen
eine Zustandigkeit der Rechtsberater je nach Einbringung des Antrages festlegen. Die Ubertragung der
Aufgaben an einen anderen Rechtsberater kann im Einzelfall und nur mit Zustimmung dieses Beraters
erfolgen. Ist eine juristische Person mit der Besorgung der Rechtsberatung im Zulassungsverfahren
betraut, haben das Bundesverwaltungsgericht in den Fallen des 8 10 Abs. 3, 5 und 6 und das Bundesamt,
auch wenn dem Rechtsberater zuzustellen ist, lediglich der juristischen Person zuzustellen.

(5) Der Bundesminister flr Inneres verordnet die Hohe der Entschadigung der Rechtsberater flr den
Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der Rechtsberatung im Zulassungsverfahren
betraut, verordnet der Bundesminister fur Inneres die Hohe der Entschddigung fir den Zeit- und
Arbeitsaufwand fir die Rechtsberatung einschliellich der Dolmetschkosten in  Form von
Pauschalbetrdgen pro beratenem Asylwerber. Die Entschadigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot
der betrauten juristischen Person zu orientieren.

Beachte fir folgende Bestimmung

Wird der in 8 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer
Verordnung gemal § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt diese Fassung weiter (vgl. § 56
Abs. 13).

Beratende Unterstltzung fur Asylwerber im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt

850. (1) Im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt kann eine beratende Unterstiitzung
eingerichtet werden. Die dort tatigen Rechtsberater unterstiitzen und beraten kostenlos Asylwerber im
zugelassenen Verfahren nach MalRgabe der faktischen Maoglichkeiten, sowie bei der Beischaffung eines
Dolmetschers und gegebenenfalls bei der Leistung von Ruckkehrberatung. Auf eine beratende
Unterstiitzung besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Die Auswahl und Bestellung der Rechtsberater fiir die jeweilige Regionaldirektion obliegt dem
Bundesminister fur Inneres; in der Bestellung ist auch die Anzahl der zu leistenden Beratungsstunden zu
bestimmen.

(3) Die Rechtsberatung hat nach Mal3gabe der faktischen Mdglichkeiten und nur in den Amtsstunden
des Bundesamtes zu erfolgen.

(4) Der Bundesminister fir Inneres verordnet die Hohe der Entschaddigung der Rechtsberater fiir den
Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der beratenden Unterstiitzung im zugelassenen
Verfahren vor dem Bundesamt betraut, verordnet der Bundesminister fiir Inneres die Hohe der
Entschadigung fur den Zeit- und Arbeitsaufwand fir die beratende Unterstiitzung einschlieBlich der
Dolmetschkosten in Form von Pauschalbetrdgen pro beratenem Asylwerber. Die Entschédigung hat sich
am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu orientieren.
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(5) Die Rechtsberater haben monatlich dem Direktor des Bundesamtes (ber die Art und Dauer der
durchgefiihrten Beratungen zu berichten.

Beachte fur folgende Bestimmung

Wird der in 8 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer
Verordnung gemaR § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt diese Fassung weiter (vgl. § 56
Abs. 13).

Sonstige Rechtsberatung

§ 51. (1) Wird ein Fremder auf Grund eines Festnahmeauftrages gemaf §§ 34 Abs.3 Z 1 iVm 40
Abs. 1 Z 1 festgenommen, ist diesem kostenlos ein Rechtsberater amtswegig vor der Behérde zur Seite zu
stellen.

(2) Rechtsberater haben den festgenommenen Fremden zu beraten sowie bei der Beischaffung eines
Dolmetschers zu unterstiitzen. Rechtsberater sind berechtigt und auf Verlangen des Fremden verpflichtet,
an allen Verfahrenshandlungen, die der Wahrung des Parteiengehérs dienen, teilzunehmen und haben an
der Fiihrung des Verfahrens so mitzuwirken, dass es zu keiner unnétigen Verzégerung kommt. 8 7 AVG
gilt.

(3) Wird der Fremde in Straf- oder Untersuchungshaft angehalten, so hat die Rechtsberatung am
Aufenthaltsort des Fremden stattzufinden.

(4) Der Bundesminister fur Inneres verordnet die Hohe der Entschadigung der Rechtsberater flr den
Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der Rechtsberatung betraut, verordnet der
Bundesminister flr Inneres die Hohe der Entschadigung fir den Zeit- und Arbeitsaufwand fir die
Rechtsberatung einschlielich der Dolmetschkosten in Form von Pauschalbetrdgen pro beratenem
Fremden. Die Entschadigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu
orientieren.

Beachte fur folgende Bestimmung

Wird der in 8 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer
Verordnung geméaR § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt diese Fassung weiter (vgl. § 56
Abs. 13).

Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht

8 52. (1) Das Bundesamt hat den Fremden oder Asylwerber bei Erlassung einer Entscheidung,
ausgenommen Entscheidungen nach 8 53 BFA-VG und 88 76 bis 78 AVG, oder einer Aktenvorlage
gemal § 16 Abs. 2 VWGVG mittels Verfahrensanordnung darlber zu informieren, dass ihm kostenlos ein
Rechtsberater amtswegig zur Seite gestellt wird. Zugleich hat das Bundesamt den bestellten Rechtsberater
oder die betraute juristische Person davon in Kenntnis zu setzen.

(2) Rechtsberater unterstlitzen und beraten Fremde oder Asylwerber jedenfalls beim Einbringen
einer Beschwerde und im Beschwerdeverfahren geméaR Abs. 1 vor dem Bundesverwaltungsgericht, sowie
bei der Beischaffung eines Dolmetschers. Rechtsberater haben den Beratenen die Erfolgsaussicht ihrer
Beschwerde darzulegen. Auf deren Ersuchen haben sie die betreffenden Fremden oder Asylwerber auch
im Verfahren, einschlieBlich einer miindlichen Verhandlung, zu vertreten.

(3) Der Bundeskanzler verordnet die Hohe der Entschadigung der Rechtsberater fiir den Zeit- und
Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht
betraut, verordnet der Bundeskanzler die Hohe der Entschadigung fiir den Zeit- und Arbeitsaufwand fiir
die Rechtsberatung einschliellich der Dolmetschkosten in Form von Pauschalbetrdgen pro beratenem
Fremden oder Asylwerber. Die Entschadigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten
juristischen Person zu orientieren.

Beachte fur folgende Bestimmung

Zu Abs. 4: Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 53/2019, festgelegte
Zeitpunkt mit einer Verordnung gemal § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt der Abs. 4 in
dieser Fassung weiter (vgl. § 56 Abs. 13).
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Ruckkehrberatung und Riuckkehrhilfe

§ 52a. (1) Einem Fremden kann in jedem Stadium seines Verfahrens Rickkehrberatung gewahrt
werden. Die Rickkehrberatung umfasst die Abklarung der Perspektiven wéhrend und nach Abschluss des
Verfahrens. Die Ruckkehrhilfe umfasst jedenfalls die notwendigen Kosten der Riickreise (8 12 Abs. 2
GVG-B 2005).

(2) Wird gegen einen Fremden eine Riickkehrentscheidung erlassen oder einem Asylwerber eine
Mitteilung nach 829 Abs.3 Z4 bis 6 AsylG 2005 ausgefolgt, ist dieser verpflichtet, ein
Ruckkehrberatungsgespréch in Anspruch zu nehmen, sofern dies nicht bereits einmal in diesem Verfahren
erfolgt ist. In einem Verfahren nach § 27a AsylG 2005 kann eine Rickkehrberatung bereits in einem
friheren Verfahrensstadium mit Verfahrensanordnung angeordnet werden. Dariiber hinaus sind
Ruckkehrberatungsstellen erméchtigt, Fremden, gegen die eine —wenn auch nicht rechtskraftige —
Ruckkehrentscheidung erlassen wurde, weitere Riickkehrberatungsgesprache anzubieten. Fremde sind im
Falle eines nachweislich angebotenen Riickkehrberatungsgesprachs verpflichtet, dieses in Anspruch zu
nehmen.

(3) Die zustdndige Ruckkehrberatungsstelle hat auf Nachfrage der zustdndigen
Landespolizeidirektion im Verwaltungsstrafverfahren nach § 120 Abs. 1b FPG, dem Bundesamt oder
dem Bundesverwaltungsgericht dariiber Auskunft zu geben, ob und mit welchem Ergebnis ein
Ruckkehrberatungsgespréch stattgefunden hat.

(4) Entschliet sich der Fremde dazu, die ihm angebotene Riickkehrhilfe anzunehmen und
auszureisen, kann ihm vor der Ausreise finanzielle Unterstiitzung gewahrt werden (8 12 GVG-B 2005).
Der Rechtsherater (§ 49 BFA-VG) ist im Zulassungsverfahren dem abschlieenden Gespréch Uber die
Gewahrung von Riickkehrhilfe beizuziehen.

3. Hauptstiick
Kosten

Kostenersatz

8 53. (1) Es sind folgende Kosten, die dem Bund entstehen, von dem Fremden — soweit dem nicht
Art. 30 Dublin-Verordnung entgegensteht — zu ersetzen:
1. Kosten, die bei der Durchsetzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme nach dem
8. Hauptstiick des FPG entstehen,

2. Dolmetschkosten im Rahmen von Verfahrenshandlungen gemaR dem 7. und 8. Hauptstiick des
FPG.

(2) Wer einen Fremden entgegen § 3 Abs. 1 AusIBG beschéftigt, hat im Fall der Erlassung einer
Rickkehrentscheidung gemaR §§ 52 iVm 53 Abs. 1 und 2 Z 7 FPG gegen diesen Fremden, die Kosten
gemall Abs.1 zu ersetzen. Der Hauptauftragnehmer und alle Unterauftragnehmer haften solidarisch,
soweit sie wissentlich die Beschéaftigung des Fremden durch einen Unterauftragnehmer entgegen § 3
Abs. 1 AusIBG geduldet haben oder der Hauptauftragnehmer seiner Uberwachungspflicht gemaR § 26
Abs. 6 AusIBG nicht nachgekommen ist.

(3) Der Beforderungsunternehmer, der seinen Verpflichtungen gemaR § 111 Abs. 2 bis 6 FPG nicht
nachkommt, hat die Kosten, die im Zusammenhang mit der Abschiebung des Fremden gemal § 46 FPG
erwachsen, zu ersetzen. Hierunter fallen insbesondere Kosten, die von der Ankunft des Fremden an der
Grenziibergangsstelle bis zum Vollzug der Ausreise

1. fur Unterkunft, Verpflegung und allféllige medizinische Versorgung erwachsen;

2.der Behtrde oder dem Bund bei der allenfalls erforderlichen Durchsetzung der
Rickkehrentscheidung geméaR § 52 FPG und des Aufenthaltsverbotes gemal § 67 FPG entstehen,
einschlieBlich der Kosten fiir die Vollziehung der Schubhaft, der Dolmetschkosten, der Kosten
fur das Ticket und der Kosten fur Begleitorgane.

(4) 879 AVG ist sinngemdl anzuwenden. Kosten gemall Abs. 1, die uneinbringlich sind, tragt der
Bund.

3. TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Sprachliche Gleichbehandlung

8 54. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natlirliche Personen bezogene Bezeichnungen in
mannlicher Form angefiihrt sind, beziehen sie sich auf M&nner und Frauen in gleicher Weise. Bei der
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Anwendung der Bezeichnung auf bestimmte natirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische
Form zu verwenden.

Verweisungen

8 55. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten
8§ 56. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2014 in Kraft.

(2) Verordnungen oder Regierungsiibereinkommen aufgrund dieses Bundesgesetzes kénnen bereits
ab dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen oder abgeschlossen werden; sie dirfen jedoch
frihestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft treten.

(3) Die 887, 8, 13 Abs. 6, 15, die Uberschrift des 5. Hauptstiickes und die §§ 16 bis 22b samt
Uberschriften, §8 26 Abs. 1 letzter Satz, 27 Abs. 1 Z 12 und § 58 sowie das Inhaltsverzeichnis in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 68/2013 treten mit 1. Janner 2014 in Kraft. Die Uberschrift des
5. Hauptstiickes in der Fassung vor dem BGBI. | Nr. 68/2013 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2013
auBer Kraft.

(4) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 68/2013 sind so zu verstehen, dass sie sich
auf jene Fassung dieses Bundesgesetzes beziehen, die es durch das
Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz — FNG, BGBI. | Nr. 87/2012, erhalten wiirde.

(5) Die 88 9 Abs. 5 und 22a Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 144/2013 treten
mit 1. Janner 2014 in Kraft. Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 144/2013 sind so zu
verstehen, dass sie sich auf jene Fassung dieses Bundesgesetzes beziehen, die es durch das FNG-
Anpassungsgesetz, BGBI. | Nr. 68/2013, erhalten wiirde.

(6) 8 18 Abs. 7 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2014, BGBI. | Nr. 40/2014, tritt mit Ablauf
des Tages der Kundmachung in Kraft.

(7) 88 3 Abs. 2 Z 5 bis 7 und Abs. 3, 5, 6, 9 Abs. 3 und Abs. 4, 10 Abs. 3 und Abs. 6, 11 Abs. 1 und
Abs. 6, 13 Abs. 2 und Abs. 4, 14, 16 Abs. 2 Z 1 bis 3, Abs. 4 und 6, 17 Abs. 1 bis 3, 18 Abs. 1 Z 2 und
Z 5 bis 7, 21 Abs. 2a und 6a, 23 Abs. 3 Z 1 und 3, 28 Abs. 3,29 Abs. 1 Z 3 und Z 15 bis 17, 30 Abs. 5, 34
Abs. 4 und Abs. 8 Z 1 und 2, 38 Abs. 1, 42 bis 45 samt Uberschriften, 47 Abs. 2, 49 Abs. 3, 52 Abs. 1
und 2, 52a samt Uberschrift, 53 Abs. 1 und 4, 58 Abs. 4 sowie die Eintrage zu 8§ 42 bis 45 und 52a im
Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 70/2015 treten mit 20. Juli 2015 in
Kraft. 88 34 Abs. 8 Z 3, 38 Abs. 1 Z 3 und 40 Abs. 5 treten mit Ablauf des 19. Juli 2015 aulRer Kraft.

(8) Die 88 12a samt Uberschrift, 29 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3 bis 5, 30 Abs. 3 und 4 sowie der Eintrag
im Inhaltsverzeichnis zu § 12a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 24/2016 treten mit 1. Juni
2016 in Kraft. §52 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 24/2016 treten mit
1. Oktober 2016 in Kraft.

(9) 8§27 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 25/2016 tritt mit 1. Juni 2016 in
Kraft.

(10) Die 88 4 Abs. 2, 11 Abs. 1, 3 und 6, 17 Abs. 1, 18 Abs. 5, 21 Abs. 2a, 2b und 6, 27 Abs. 1, 28
Abs. 1 und 3, 29 Abs. 2, 30 Abs. 5, 33 Abs. 3 und 4, 34 Abs. 3 Z 4, 36 Abs. 2 sowie 52a Abs. 2 und 3, 57
Z 3 und 58 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 145/2017 treten mit Ablauf des Tages
der Kundmachung, friihestens jedoch mit 1. November 2017 in Kraft. § 11 Abs. 4 tritt mit Ablauf des
Tages der Kundmachung, frihestens jedoch mit Ablauf des 31. Oktober 2017 auBer Kraft. § 21 Abs. 2b in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 145/2017 tritt mit Ablauf des 31. Mai 2018 auRer Kraft.

(11) 8§ 2 Abs. 2, § 13 Abs. 1, § 23 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 24 Abs. 1,
3a und 4, § 26 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, die Uberschrift zu § 27 samt Eintrag
im Inhaltsverzeichnis, § 27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 28 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis,
§ 29 Abs. 1 bis 3, § 30 Abs. 6, § 31 Abs. 3, die Uberschrift zu § 32 samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis
sowie 8 33 in der Fassung des Materien-Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBI. | Nr. 32/2018,
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft.

(12) Die 88 16 Abs. 1, 18 Abs. 1 Z 3, 24 Abs. 1 Z 3, 28 Abs. 1, die Uberschrift des 1. Abschnitts des
1. Hauptstiicks des 2. Teils, 35a samt Uberschrift, 38 Abs. 1 und 2, die Uberschrift zu § 39, §§ 39 Abs. 1
bis 1b und 3, 39a samt Uberschrift, 8§ 40 Abs. 5, 42 Abs. 2, 43 Abs. 1 Z 2 lit. a, 47 Abs. 2 sowie die
Eintrage im Inhaltsverzeichnis zur Uberschrift des 1. Abschnitts des 1. Hauptstiicks des 2. Teils und zu
88 35a, 39 und 39a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 56/2108 treten mit 1. September 2018
in Kraft. Die 88 10 Abs. 3, 4 und 5, 11 Abs. 5 sowie 29 Abs 1 Z 14 in der Fassung des Bundesgesetzes
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BGBI. I Nr. 56/2018 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 8§ 9 Abs. 4 und 16
Abs. 3 letzter Satz treten mit Ablauf des 31. August 2018 auBer Kraft.

(13) Die 88§ 11 Abs. 2, 28 Abs. 4a, 49 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, 52, 52a
Abs. 4 sowie 58 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 53/2019 treten mit 1. Janner 2021
in Kraft. Die 88 48, 50 und 51 samt Uberschriften und Eintrdgen im Inhaltsverzeichnis treten mit Ablauf
des 31. Dezember 2020 aufer Kraft. Wird der in §2 Abs.3 Z2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBI. |
Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemaR § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz
verschoben, gelten die 88§ 11 Abs. 2, 48 bis 51 samt Uberschriften und Eintrdgen im Inhaltsverzeichnis,
52 sowie 52a Abs. 4 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 53/2019 weiter.

(14) Die Anderungen der §8§ 10 Abs. 3 und 6 sowie 49 Abs. 4 in der Fassung der Novelle BGBI. |
Nr. 29/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember
2020 aulBer Kraft.

Vollziehung

§ 57. Mit der Vollziehung ist betraut:

1. hinsichtlich der §8 20, 21 und 33 Abs. 1 die Bundesregierung,

2. hinsichtlich der 88 7 und 52 der Bundeskanzler,

3. hinsichtlich des § 30 Abs. 3 der Bundesminister fiir Europa, Integration und AuReres,
4. im Ubrigen der Bundesminister fiir Inneres.

Ubergangsbestimmungen

8 58. (1) Fremdenpolizeibehdrden nach dem FPG in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 87/2012 bleiben flir Daten, die in ihrem Auftrag im Zentralen Fremdenregisters gemaR § 101 FPG in
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. 87/2012 verarbeitet werden, auch ab 1. Janner 2014
Auftraggeber gemdl § 4 Z 4 Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), mit der Maligabe, dass das dem
jeweiligen Datum zugrundeliegende Verfahren vor dem 1. Janner 2014 rechtskraftig abgeschlossen ist. Ist
ab dem 1. Janner 2014 eine Anderung Berichtigung oder Léschung dieser Daten von Amts wegen oder
auf Antrag vorzunehmen, so trifft diese Verpflichtung die Behérden nach diesem Bundesgesetz und dem
FPG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 68/2013 als neue Auftraggeber gemaR §4 Z 4
DSG 2000. Die Frist gemal § 27 Abs. 4 DSG 2000 beginnt mit Eingang des Antrages bei der nunmehr
zustandigen Behorde.

(2) Daten in sonstigen Datenanwendungen dirfen von den Fremdenpolizeibehdrden nach dem FPG
in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. | Nr. 87/2012 langstens bis zum Ablauf der gesetzlichen
Aufbewahrungsfristen des FPG in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. | Nr. 87/2012 verwendet
werden, auch wenn nach Ablauf des 31. Dezember 2013 ihre Zustandigkeit zur Filhrung von diesen Daten
zugrundeliegenden Verfahren entfallt.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht tibernimmt als Rechtsnachfolger die Funktion als Auftraggeber
geméR 84 Z4 Datenschutzgesetz 2000 fur alle registrierten und nicht meldepflichtigen
Datenanwendungen des Asylgerichtshofes im Bereich des AsylG 2005 und des FPG. Alle registrierten
Datenanwendungen werden unter der Registernummer des Asylgerichtshofes weitergefiihrt.
Neumeldungen der bereits registrierten Datenanwendungen des Rechtsvorgdngers an die
Datenschutzbehdérde sind nicht erforderlich. Die sich aus der Rechtsnachfolge ergebenden notwendigen
Berichtigungen im Datenverarbeitungsregister sind von der Datenschutzbehdrde vorzunehmen.

(4) Ab dem 20. Juli 2015 vom Bundesamt erlassene Bescheide und ab dem 20. Juli 2015 vom
Bundesverwaltungsgericht ausgefertigte Erkenntnisse oder Beschliisse sind gemaR § 3 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI | Nr. 70/2015 vom Bundesamt zu vollstrecken. Die Vollstreckung der
vor dem 20. Juli 2015 erlassenen Bescheide und ausgefertigten Erkenntnisse oder Beschliisse richtet sich
nach der Rechtslage vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI | Nr. 70/2015.

(5) 821 Abs.2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.145/2017 gilt fir
Beschwerdeverfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 bereits anhéngig waren, auch nach dem
31. Mai 2018 weiter.

www.ris.bka.gv.at Seite 30 von 30



	1. TEIL: ALLGEMEINER TEIL
	1. Hauptstück
	Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

	2. Hauptstück
	Zuständigkeiten

	3. Hauptstück
	Allgemeine Verfahrensbestimmungen

	4. Hauptstück
	Verfahren vor den Vertretungsbehörden zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 11. Hauptstück des FPG

	5. Hauptstück
	Beschwerdeverfahren

	6. Hauptstück
	Erkennungs- und Ermittlungsdienst

	2. TEIL: BESONDERER TEIL
	1. Hauptstück:
	Behördenauftrag und Organbefugnisse

	1. Abschnitt:
	Behördenaufträge

	2. Abschnitt:
	Mitwirkung und Befugnisse der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes

	2. Hauptstück
	Rechtsberatung

	3. Hauptstück
	Kosten

	3. TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	Sprachliche Gleichbehandlung


